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1 Vorwort 

Wenn man im Internet nach „Staatsleistungen“ googelt, findet man eine Vielzahl von Artikeln. 

Häufig stößt man dabei auch auf politische Meinungen unterschiedlicher Parteien1, die eine 

Abschaffung dieser Leistungen fordern. Als Argumente werden zum Beispiel die sinkende 

Finanzkraft des Freistaates Sachsen2, der Rückgang der Kirchenmitglieder, die Beteiligung 

von konfessionslosen Steuerzahlern an den Leistungen3 oder die Tatsache, dass die 

Ansprüche der Kirchen immer noch nicht abgelöst sind, angeführt.  

Den Streitpunkt bilden die in den neunziger Jahren in dem evangelischen und katholischen 

Staatskirchenvertrag ausgehandelten pauschalierten Abgeltungsbeträge an beide Kirchen in 

Sachsen. Um eine aktuelle Zahl zu nennen: 2017 zahlte der Freistaat an beide Kirchen 

insgesamt 26.217.300 Euro.4  

In der vorliegenden Arbeit stelle ich dar, warum Sachsen die Zahlung eine derartigen Summe 

an die Kirchen gewährt. Um zunächst die rechtliche Natur der Staatsleistungen zu verstehen, 

gehe ich im ersten Abschnitt vor allem auf die Leistungsgrundlagen (Verfassungsrecht, 

Staatskirchenvertragsrecht, usw.) und die Ablösungsfrage (Zahlungen bis in alle Ewigkeit?) 

ein.  

Den zweiten Abschnitt widme ich der Entstehung und Entwicklung der Staatsleistungen. Dazu 

war es erforderlich, Quellen aus dem 19. und 20. Jahrhundert zu Rate zu ziehen, die Zeit, in 

der die Rechtsgrundlagen entstanden sind, an denen sich die Juristen in den neunziger Jahren 

bei der Bestimmung der kirchlichen Ansprüche orientiert haben. Zu beachten ist dabei, dass 

das frühere Königreich Preußen bzw. später der Freistaat Preußen in das heutige sächsische 

Staatsgebiet hineinreichten. Im heutigen Sachsen gibt es deshalb drei unterschiedliche 

evangelische Landeskirchen. Die Kirchen, die im früheren Preußen liegen, haben sich auf 

andere Rechtsgrundlagen berufen als zum Beispiel die Evangelisch-Lutherische Landeskirche 

Sachsens. Deshalb habe ich in diesem und auch dem nächsten Kapitel beide Bereiche 

getrennt betrachtet. 

Der letzte Abschnitt befasst sich damit, wie die Pauschalbeträge in den Kirchenverträgen 

entwickelt und berechnet worden sind. Dabei wird man sehen, dass sie letztendlich aus 

politischen Erwägungen noch einmal gekürzt wurden.  

                                                
1 v. a. FDP, Grüne, Linke und AfD, vgl. Anlage 41, S. CIV. 
2 vgl. Anlage 40, S. CIII. 
3 Die Staatsleistungen werden aus dem allgemeinen Steueraufkommen finanziert, vgl. Anlage 42, S. CV. 
4 vgl. Anlage 43, S. CVI. 
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2 Die rechtliche Seite der Staatsleistungen 

2.1 Begriff der Staatsleistung 

Bei Staatsleistungen handelt es sich um vermögensrechtliche Ansprüche der Kirchen gegen 

den Staat. Sie beruhen auf der Entziehung von kirchlichem Vermögen und geistlichem 

Territorium „hauptsächlich während der Reformationszeit, durch den Westfälischen Frieden 

oder durch den Reichsdeputationshauptschluss von 1803.“5 Der Staat gewährte den Kirchen 

schon damals finanzielle Zuschüsse, um die entstandenen Einbußen zu kompensieren und 

um den Unterhaltsbedarf der Kirchen zu gewährleisten.6 Der Staatsleistungsbegriff umfasst 

unter anderem Geldleistungen für den Verwaltungsaufwand, das Pfarrpersonal und den 

Gebäudeunterhalt.7 Es handelt sich hierbei nicht um einmalige Zahlungen, sondern um 

wiederkehrende Leistungsverpflichtungen.8 

Art. 140 GG9 i. V. m. Art. 138 Abs. 1 S. 1 WRV10 fordert eine Ablösung11 der Staatsleistungen. 

Damit sind aber nur die Ansprüche gemeint, die vor Inkrafttreten der Weimarer 

Reichsverfassung, also vor dem 14. August 1919, „durch Gesetz, Vertrag oder besonderen 

Rechtstitel (z. B. Gewohnheitsrecht) begründet worden sind.“12 Deshalb werden die 

Staatsleistungen auch als „vorkonstitutionell“ bezeichnet.13 Später entstandene 

Leistungsgrundlagen begründen keine Staatsleistungen in dem Sinne.14  

Staatsleistungen können in positiver Weise gewährt werden, also in Form einer Geld- oder 

Naturalleistung. Sie werden dazu in Form von Betrags- und Bedarfsleistungen erbracht.15 Eine 

heutige Naturalleistung ist zum Beispiel das Bereitstellen einer Dienstwohnung. 

Betragsleistungen sind die klassischen Dotationen, Bedarfsleistungen dagegen betreffen die 

Kirchenbaulasten und die damit zusammenhängende Nutzung von Staatseigentum seitens 

der Kirchen.16 Als negative Leistung wird die Befreiung von Steuern oder Abgaben 

bezeichnet.17 Als Beispiel lässt sich dazu die Grundsteuerbefreiung der Kirchen nennen, die 

in § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 und § 4 Nr. 1 GrStG18 festgehalten ist.19 

                                                
5 Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 238. 
6 vgl. Anke 2000, S. 83. 
7 vgl. Anlage 46, S. CXIII. 
8 vgl. Anlage 45, S. CIX. 
9 s. Anlage 31, S. XCIV. 
10 s. Anlage 19, S. LXXII. 
11 Ablösung bedeutet, dass der Staat gegen eine Entschädigung an die Kirche seine Zahlungspflichten einseitig aufhebt, vgl. 

Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 240. 
12 Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 237 f. 
13 vgl. Anke 2016, S. 140. 
14 vgl. Anlage 46, S. CXIII. 
15 Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 238. 
16 vgl. Anlage 45, S. CVIII. 
17 vgl. Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 238. 
18 s. Anlage 33, S. XCVI. 
19 vgl. Anlage 45, S. CVIII. 
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Abzugrenzen sind Staatsleistungen von Subventionen20. Eine Subvention gewährt der Staat 

freiwillig, damit eine zu erfüllende öffentliche Aufgabe erledigt wird. Für die Staatsleistung gibt 

es dagegen einen in der Vergangenheit liegenden Rechtsanspruch. Sie ist zudem nicht 

zweckgebunden.21 Die Staatsleistungen sind ebenfalls von den staatlichen 

Baulastverpflichtungen zu unterscheiden. Diese betreffen Gebäude, die im Eigentum des 

Freistaates Sachsen stehen und zu kirchlichen oder diakonischen Zwecken genutzt werden. 

Der Freistaat sorgt im Rahmen seiner Baulastpflicht für die Unterhaltung dieser Gebäude.22 

Die Sächsische Verfassung vom 27. Mai 199223 hat den Begriff der Staatsleistungen ihrerseits 

erweitert. Dies ergibt sich aus dem folgenden Widerspruch: In Art. 138 Abs. 1 S. 1 WRV steht, 

dass die Staatsleistungen abzulösen sind, das heißt, dass sie unverändert bis zur endgültigen 

Ablösung zu gewähren sind (befristete Bestandgarantie). Art. 112 Abs. 1 SächsVerf spricht 

dagegen davon, dass die Leistungen an die Kirchen gewährleistet werden, sodass theoretisch 

eine unbefristete Bestandgarantie besteht. Dann würde aber die Verfassung in sich unstimmig 

sein, da sich der Art. 109 Abs. 4 SächsVerf auf Art. 138 WRV bezieht. Deshalb umfasst die 

Sächsische Verfassung mit dem Art. 112 Abs. 1 auch Leistungen, die nicht den 

Säkularisationsmaßnahmen vor 1919 entspringen. So werden finanzielle Zuwendungen von 

der Bestandsgarantie erfasst, die zum Beispiel an neugegründete Kirchen aufgrund des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes und der Religionsförderung ausgereicht werden.24 

2.2 Rechtliche Grundlagen 

Dem Staatskirchenrecht liegen im Wesentlichen das Verfassungsrecht, das einfache 

Gesetzesrecht und das Vertragsrecht sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene 

zugrunde.25 Des Weiteren spielen Gewohnheitsrecht und gerichtliche Entscheidungen eine 

wichtige Rolle. 

Das Verfassungsrecht umfasst heute das Grundgesetz und die Sächsische Verfassung. 

Bedeutend für die Staatsleistungen ist Art. 140 GG, der die Art. 136 bis 139 und 141 WRV 

zum Bestandteil des Grundgesetzes macht. Die Sächsische Verfassung bezieht diese Artikel 

in Art. 109 Abs. 4 SächsVerf ebenfalls ein. Ihre weiteren Bestimmungen zum 

Staatskirchenrecht decken sich weitestgehend mit denen des Grundgesetzes. Diese 

Doppelung wäre nicht nötig gewesen, jedoch liegt gerade darin die politische Aussage, dass 

sich der neue Freistaat zu dem Staatskirchenrecht von 1919 und zu den 

                                                
20 Die Kirchen erhalten auch Subventionen, da sie Träger von Kindergärten, Krankenhäusern, Pflegeheimen usw. sind. Sie 

werden in diesem Fall nicht als Religionsgemeinschaft gefördert, da nichtkirchliche Träger in derselben Weise Subventionen 
bekommen, vgl. Anlage 45, S. CIX. 
21 vgl. Raum 2001, S. 51. 
22 vgl. Anke 2000, S. 302 und Art. 11 Abs. 1 S. 2 evKVSachsen i. V. m. S. 3 des Schlußprotokolls zu Art. 14 Abs. 1 
evKVSachsen (Anlage S.) und   aus Art. 17 SachsenKKV i. V. m. lit. A des Schlußprotokolls zu Art. 20 SachsenKKV (Anlage 
S.). 
23 s. Anlage 32, S. XCV. 
24 vgl. Goerlich/Schmidt 2013, S. 129 f., 133. 
25 vgl. Muckel 2001, S. 23. 
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staatskirchenrechtlichen Vorgaben des vorrangigen Grundgesetzes bekennt und dieses nicht 

durch spezielle Gewährleistungen umgeht.26 Die Länder sind es schließlich, denen die 

Aufgabe übertragen wurde, die Staatsleistungen abzulösen (Art. 140 GG i. V. m. Art. 138 Abs. 

S. 1 WRV). Art. 112 Abs. 1 SächsVerf bestätigt, dass „die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen 

Rechtstiteln beruhenden Leistungen des Landes an die Kirchen“ gewährleistet werden.  

Mit einfachem Gesetzesrecht sind materielle Gesetze gemeint. Früher konnten das auch 

königliche Dekrete gewesen sein. Haushaltsgesetze sind dagegen formelles Recht, das „nach 

Außen keine Ansprüche oder Verbindlichkeiten“27 begründet.28 Die Gesetzgebungs- und 

Verwaltungskompetenzen werden überwiegend von den Ländern wahrgenommen, obwohl der 

Bund ebenfalls Regelungen treffen darf.29 

Das Vertragsrecht bezieht sich auf die Staatskirchenverträge. Diese Verträge haben ihren 

Ursprung in der Weimarer Republik, denn die Reichsverfassung von 1919 hat erstmals in Art. 

137 Abs. 1 WRV die Trennung von Staat und Kirche formuliert. Bedeutend für die Kirchen im 

mittlerweile sächsischen Territorium waren das Reichskonkordat (1933), das Preußische 

Konkordat (1929) und der Preußische Kirchenvertrag (1931). Wie im nächsten Kapitel 

dargestellt, haben der momentan geltende Katholische und Evangelische Kirchenvertrag 

(1996 und 1994) diese Verträge abgelöst (vgl. Art. 123 Abs. 2 GG).  

Zu unterscheiden ist zwischen Konkordaten und Kirchenverträgen. Konkordat ist die 

Bezeichnung für einen Vertrag, der zwischen einem Bundesland/Staat und dem Heiligen Stuhl, 

der ein Völkerrechtssubjekt ist, für eine katholische Kirche geschlossen wird. Deshalb handelt 

es sich dabei auch um einen völkerrechtlichen Vertrag. Im Gegensatz dazu sind die 

evangelischen Landeskirchen bzw. die Evangelische Kirche in Deutschland keine 

Völkerrechtssubjekte. Ihre Verträge werden als Kirchenverträge bezeichnet, die den 

Staatsverträgen zuzuordnen sind.30 Die Staatskirchenverträge sind von privat- oder 

verwaltungsrechtlichen Verträgen abzugrenzen, die der Staat mit Bürgern oder Verbänden 

schließen kann. Damit sie überhaupt Gesetzeskraft entfalten, muss das Parlament ihnen 

zustimmen.31 In Sachsen ist die Zustimmung des Landtages ersichtlich in Art. 1 S. 1 des 

Gesetzes zum Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Freistaat Sachsen und in Art. 1 

S. 1 des Gesetzes zum Vertrag mit den evangelischen Landeskirchen im Freistaat Sachsen.32 

Zu beachten ist, dass das Grundgesetz und die Weimarer Reichsverfassung die Möglichkeit 

eines Vertragsabschlusses nicht vorgesehen haben. Art. 109 Abs. 2 S. 3 SächsVerf erwähnt 

erstmals, dass „die Beziehungen des Landes zu den Kirchen (…) im übrigen durch Vertrag 

                                                
26 vgl. Goerlich/Schmidt 2013, S. 112 und Raum 2001, S. 47. 
27 Raum 2001, S. 51. 
28 vgl. Raum 2001, S. 51. 
29 vgl. Muckel 2001, S. 25. 
30 vgl. de Wall/Muckel 2014, S. 92, 173 und Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 65. 
31 vgl. Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 65, 190. 
32 s. Anlage 3, S. XVIII und Anlage 4, S. XIX. 
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geregelt“ werden. Dieser Satz impliziert, dass die Sächsische Verfassung nicht alle Fragen 

des Verhältnisses von Staat und Kirche umfassend bestimmen kann und deshalb ein Vertrag 

notwendig ist, der die offenen Fragen rechtssicher ausgestaltet.33 Dabei liegt es nahe, dass es 

zumindest zulässig ist, die Bereiche vertraglich zu regeln, die in der Sächsischen Verfassung 

bereits erwähnt sind. So auch die Leistungen an die Kirchen aus Art. 112 Abs. 1 SächsVerf. 

Hier erscheint ein Vertrag sinnvoll, um den Umfang der historisch verwurzelten Leistungen zu 

bestimmen oder um Staatsleistungen neu zu begründen.34 

Art. 109 Abs. S. 3 SächsVerf stellt einen Kontrahierungszwang für den Freistaat dar, da den 

Kirchen mit diesem Artikel ein Anspruch auf Vertragsverhandlungen und einen 

Vertragsabschluss zugesprochen wird. Andererseits sind die Kirchen darin frei, ob sie 

tatsächlich Verhandlungen aufnehmen und einen Vertrag schließen, da in der Verfassung 

ebenfalls Religionsfreiheit und kirchliches Selbstbestimmungsrecht verankert sind. Weiterhin 

dürfen die Verträge nicht das Prinzip der Trennung von Kirche und Staat (Art. 109 Abs. 2 S. 1 

SächsVerf) aushebeln. Dies betrifft insbesondere die Regelungen zu gemeinsamen 

Angelegenheiten, zu Staatsleistungen und der sonstigen staatlichen Finanzierung und zu der 

staatlich-kirchlichen Zusammenarbeit. Die Verträge sollen kein Staatskirchentum installieren 

oder Religion gar zur einer rein staatlichen Angelegenheit machen.35 

Auch Gewohnheitsrecht war teilweise Grundlage für die Gewährung von Staatsleistungen. 

Gewohnheitsrecht entsteht dann, wenn über einen längeren Zeitraum eine Leistung an eine 

Kirche erbracht worden ist, die in ihrem Zweck und ihrer Funktion dem Wesen einer 

Staatsleistung entspricht. Die regelmäßige Erbringung müsste von allen Beteiligten wie ein 

Rechtsanspruch behandelt worden sein.36  

Gerichtliche Urteile stellen eigenhändige Rechtstitel dar, soweit darin Ansprüche auf 

Staatsleistungen geprüft worden sind. Ein Rechtstitel ist eine Anspruchsgrundlage, in der eine 

Staatsleistung der Höhe nach benannt ist. Beispiele, auf die noch einzugehen sein wird, sind 

der Schiedsspruch des Reichsgerichts vom 17. Februar 1926 und die Urteile des 

Staatsgerichtshofes vom 15. Oktober 1927 und 20. Dezember 1932.37 

2.3 Rechtsnachfolge und Fortgeltung der altrechtlichen Titel 

Der Freistaat Sachsen ist nicht der „Rechtsnachfolger des durch Art. 138 Abs. 1 WRV 

gebundenen früheren Staatsgebildes.“38 Doch er folgt als Träger staatlicher Gewalt dessen 

                                                
33 Damit hat man sich zur DDR abgegrenzt, in der der Gesprächs- und Verhandlungsbedarf mit den Kirchen abgelehnt wurde. 
Der neue Freistaat sah in den Kirchen „unentbehrliche Institutionen für die Bewahrung und Festigung der religiösen und 

sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens“ (Goerlich/Schmidt 2013, S. 115). 
34 vgl. Goerlich/Schmidt 2013, S. 114 – 117. 
35 vgl. Goerlich/Schmidt 2013, S. 116. 
23 vgl. Raum, S. 52. 
37 vgl. Raum, S. 52. 
38 Raum 2001, S. 50. 
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Prinzipien und verpflichtet sich zur Gewährleistung der Staatsleistungen, die auf seinem 

jetzigen Territorium entstanden sind oder in unmittelbarem Bezug dazu stehen.39 Das ist für 

die Kirchen zu beachten, deren Gebiet sich nicht nur auf Sachsen erstreckt. Sie müssen ihre 

Ansprüche auf Staatsleistungen gegenüber mehreren Bundesländern geltend machen. 

Ebenfalls keine Auswirkungen auf die Ansprüche haben Kirchenfusionen, in diesem Fall bildet 

die neue Kirche den Rechtsnachfolger der Vorgängerkirchen.40 

Problematisch hingegen ist die Frage, ob die Rechtstitel fortgelten, wenn eine neue 

Verfassungsordnung in Kraft tritt. Sind die Staatsleistungen beispielsweise vertraglich geregelt 

gewesen und existieren noch beide Seiten des Schuldverhältnisses, so gelten die 

Vereinbarungen auch unter der neuen Verfassung.41  

Auf dem Gebiet des heutigen Freistaates hat es zwischen 1918 und 1992 mehrere 

revolutionäre Gesellschafts- und Verfassungsumbrüche gegeben. Der Art. 112 Abs. 1 

SächsVerf garantiert die Fortgeltung der Rechtstitel, unabhängig davon, „ob Anspruchsgegner 

noch vorhanden (…) sind, ob die sonstige staatliche Rechtsordnung echte Rechtsnachfolger 

kennt oder ob sich der historische Kontext gewandelt hat.“42 Auch Art. 138 Abs. 1 WRV hatte 

diese Funktion inne. Er verlieh den altrechtlichen Dotationen, landesherrlichen Zusagen und 

sonstigen Rechtstiteln neue Wirksamkeit. Es war dabei unerheblich, ob die Titel noch 

eingeklagt werden konnten oder nicht.43 

2.4 Reichskonkordat44, Preußisches Konkordat45 und Preußischer Kirchenvertrag46  

Bei den Verhandlungen zu den sächsischen Kirchenverträgen wurde die Frage aufgeworfen, 

ob die altrechtlichen Verträge in Zukunft weiterbestehen sollen oder nicht. Besonders die 

katholischen und evangelischen Kirchen des ehemaligen preußischen Rechtskreises 

befürworteten eine rechtliche Fortgeltung der Verträge.  

Der Freistaat Sachsen lehnte diese Position jedoch strikt ab. Problematisch war, dass das 

Preußische Konkordat und der Preußische Kirchenvertrag nur für die früheren preußischen 

Gebiete Anwendung gefunden hätten. Für die in den ehemals sächsischen Gebieten 

liegenden Kirchen war nie ein entsprechender Vertrag ausgehandelt worden. Das heißt, es 

hätten womöglich jeweils zwei Kirchenverträge in Sachsen gegeneinandergestanden. Dieser 

Zustand konnte auch von den Kirchen nicht gewollt sein. Die Kirchenverträge sollten eine neue 

                                                
39 vgl. Raum 2001, S. 50. 
40 vgl. Bergmann, S. 144. 
41 vgl. Goerlich/Schmidt 2013, S. 131 f. 
42 Goerlich/Schmidt 2013, S. 132. 
43 vgl. Goerlich/Schmidt 2013, S. 132. 
44 Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich vom 20. Juli 1933. 
45 Vertrag des Freistaates Preußen mit dem Heiligen Stuhl vom 14. Juni 1929. 
46 Vertrag des Freistaates Preußen mit den Evangelischen Landeskirchen vom 11. Mai 1931. 
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Rechtsgrundlage bilden und damit verhindern, dass die Vertragsparteien in Zukunft 

altrechtliche Titel in Frage stellen. 

Weiterhin hätte Sachsen es politisch nicht vermitteln können, wenn es an Verträgen 

festgehalten hätte, die in einem völlig anderen historischen Zeitraum entstanden sind. Im 

Gegenteil, nach der Wende bot sich die Chance, das sächsische Staatskirchenrecht „auf der 

Grundlage eines (…) freiheitlich-demokratischen und rechtstaatlichen Systems“47 neu zu 

ordnen. Dies bedeutet aber nicht, dass man die altrechtlichen Verträge komplett ignoriert hätte. 

Wesentliche Gedanken und darin festgeschriebene Rechtsverhältnisse hat man durchaus 

übernommen.48 

Der Evangelische Kirchenvertrag knüpft an die Tradition des Preußischen Vertrages an. Da 

die Kirchen aber erklärten, dass der neue Vertrag in den ehemals preußischen Gebieten an 

die Stelle des alten Vertrages tritt, kommt diesem rechtlich keine Bedeutung mehr zu.49  

Im Katholischen Kirchenvertrag steht dagegen, dass das Reichs- und Preußenkonkordat 

fortgelten.50 Inhaltlich hat diese Bemerkung jedoch keinerlei Bedeutung. Zum einen sind im 

neuen Vertrag für alle Sachgebiete, zu denen die alten Konkordate Bestimmungen enthalten, 

umfassende Neuregelungen getroffen worden. Zum anderen dürfen die Länder in ihrem vom 

Grundgesetz vorgegebenen Zuständigkeitsbereich neue Staatsverträge schließen, die die 

vom Deutschen Reich abgeschlossenen Staatsverträge ersetzen (Art. 123 Abs. 2 GG). Damit 

verdrängt der Katholische Kirchenvertrag alle „Regelungen des Reichskonkordats, die 

nunmehrige Länderzuständigkeiten betreffen.“51 52 

2.5 Ablösung der staatlichen Verpflichtungen 

Das Grundgesetz verweist nicht auf Art. 173 WRV, der Folgendes beinhaltet: „Bis zum Erlass 

eines Reichsgesetzes gemäß Art. 138 bleiben die bisherigen auf Gesetz, Vertrag oder 

besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften 

bestehen.“ Dennoch wird die Verpflichtung des Art. 138 Abs. 1 WRV so ausgelegt, dass die 

Staatsleistungen solange ungekürzt „weiter zu gewähren sind, bis eine entsprechende 

Ablösung realisiert wird“53.54 Ablösung bedeutet, dass der Staat gegen eine Entschädigung 

seine Zahlungspflichten einseitig aufhebt.55 Das verfassungsrechtliche Ablösungsgebot des 

Art. 140 GG i. V. m. Art. 138 Abs. 1 WRV richtet sich an den Bund, der die Grundsätze dafür 

                                                
47 Raum 2001, S. 87. 
48 vgl. Raum 2001, S. 87. 
49 vgl. Raum 2001, S. 115 und die Präambel zum evKVSachsen (Anlage 1, S. VIII) und das Schlußprotokoll zu Art. 26 Abs. 2 
evKVSachsen (Anlage 1, S. X). 
50 Präambel zum SachsenKKV (Anlage 2, S. XI f.). 
51 Raum 2001, S. 110. 
52 vgl. Raum 2001, S. 110, 115. 
53 Raum 2001, S. 50. 
54 vgl. Raum 2001, S. 49 f. 
55 vgl. Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 240. 
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aufzustellen hat und an die Länder, die die Ablösungspflicht tragen.56 Allerdings gibt es keine 

verfassungsrechtliche Norm, die eine Sanktion vorsieht, wenn die Ablösungspflichten nicht 

wahrgenommen werden.57 

Die betroffenen Rechtstitel sind mit einem angemessenen Wert abzulösen.58 „Angemessen“ 

heißt in dem Fall auch, dass die Ablösung zu Lasten der Kirchen gehen darf, kurzum, dass 

Staatsleistungen aufgrund der knappen staatlichen Haushaltsmittel gekürzt werden.59 

Andererseits sind auch Vergleichslösungen zwischen den Vertragsparteien für nicht 

aufklärbare Verbindlichkeiten zulässig.60 Die „betroffenen Rechtstitel“ umfassen nicht die 

Leistungen, die nach Inkrafttreten der Weimarer Reichsverfassung entstanden sind und nicht 

die, deren Leistungsgrund weggefallen ist (z. B. wenn eine Gemeinde keine Pfarrstelle mehr 

hat oder eine Kirche nicht mehr für Gottesdienste genutzt wird).61 

Für die jetzigen Staatskirchenverträge in Sachsen hat man jeweils einen pauschalierten 

jährlichen Gesamtzuschuss ausgehandelt. Dieser unterliegt nun dem Schutz der 

Staatsleistungsgarantie, aber nur soweit, wie die ihm „zu Grunde gelegten Leistungstitel selbst 

als vorkonstitutionelle Staatsleistungen geschützt sind.“62 Der Gesamtzuschuss umfasst die 

bisherigen staatlichen Einzelverbindlichkeiten des Art. 140 GG i. V. m. Art. 138 Abs. 1 WRV 

und löst sie gleichzeitig als neue Verbindlichkeit ab. Damit unterliegt nur noch er den 

verfassungsrechtlichen Ablösungsregelungen für Staatsleistungen. In beiden Verträgen hat 

man geregelt, dass der Gesamtzuschuss alle bekannten oder unbekannten Staatsleistungen 

abgilt.63 Das bedeutet, dass sich sämtliche Ansprüche auf Staatsleistungen nur noch aus den 

aktuellen Verträgen ableiten lassen. Wurden „andere bestehende Verbindlichkeiten des 

Staates gegenüber der Kirchen mit in die pauschale Abgeltung einbezogen“64, unterliegen 

diese dem allgemeinen Schutz des Kirchenvermögens nach Art. 14, 140 GG i. V. m. 138 Abs. 

WRV.65 

Nach Art. 140 GG i. V. m. Art. 138 Abs. 1 S. 2 WRV hat der Bund die Grundsätze für die 

Ablösung der Verbindlichkeiten aufzustellen. Er müsste eigentlich klären, wie die 

Leistungspflichten der Bundesländer abzulösen sind, sprich, ob die Staatsleistungen mit einem 

fixen Gesamtbetrag, in Form von Ratenzahlungen, durch die Übertragung von Wertpapieren 

und Sachwerten oder mithilfe einer dauernden Rente erbracht werden sollen.66 Der Sinn des 

                                                
56 vgl. Anke 2016, S. 140. 
57 vgl. Anlage 45, S. CXI. 
58 vgl. Anke 2016, S. 140. 
59 Dazu gibt es auch eine andere Auffassung, nämlich dass der Staat den Kirchen vollen Wertersatz schuldet, vgl. Anlage 45, S. 

CX. 
60 vgl. Anke 2000, S. 299. 
61 vgl. Anlage 46, S. CXIII.  
62 Anke 2000, S. 299 f. 
63 S. 1, 2 des Schlußprotokolls zu Art. 14 Abs. 1 evKVSachsen (Anlage 1, S. IX) und lit. a S. 1, 2 des Schlußprotokolls zu Art. 20 
SachsenKKV (Anlage 2, S. XV f.). 
64 Anke 2000, S. 300. 
65 vgl. Anke 2000, S. 299 f. und Raum 2001, S. 82. 
66 vgl. Anke 2016, S. 145. 
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Grundsatzgesetzes ist, dass für die Ablösung ein einheitlicher, für alle Bundesländer 

verbindlicher Rahmen gefunden wird. Gemäß Art. 18 des Reichskonkordats vom 20. Juli 

193367 wären bei der Erarbeitung eines solchen Gesetzes auch die Kirchen, die davon 

betroffen sind, zu beteiligen.68 

Die Partei Die Linke hatte 2014 dazu eine „Kleine Anfrage“ an die Bundesregierung gestellt, 

die darauf jedoch ablehnend reagierte. Sie sieht sich nicht in der Pflicht, ein solches Gesetz 

zu erlassen, da der Bund nicht Schuldner der Staatsleistungen sei. Stattdessen sind die 

Bundesländer ablösungsverpflichtet, sie können eigenmächtig mit den Kirchen Verträge 

schließen und dadurch die Höhe der Leistungen bestimmen. Auch dem Vorschlag der FDP, 

eine Kommission zu bilden, „die den Umfang und Wert des im Jahr 1803 verstaatlichten 

Kirchenbesitzes und die Summe der bisher gezahlten staatlichen Entschädigungen an die 

Kirchen ermitteln“ soll, kam die Bundesregierung nicht entgegen. 1924 war ein 

Gesetzesentwurf für ein Grundsatzgesetz ebenfalls gescheitert. Deshalb haben die 

Bundesländer seitdem eigene Lösungen gefunden, die unterschiedlicher nicht sein könnten. 

Bremen und Hamburg zahlen zum Beispiel gar keine Staatsleistungen an die Kirchen.69  

Statt eines jährlichen Betrages könnten die Ansprüche auf Staatsleistungen auch mithilfe einer 

Einmalzahlung abgegolten werden. In der Diskussion sind dabei Quoten vom 10- bis 40-

fachen des jährlich gezahlten Pauschalbetrages. Einen 10-fachen Betrag hat die 

Bundestagsfraktion der Linken in ihrem Gesetzentwurf für ein Grundsatzgesetz des Bundes 

vom 29. Februar 2012 gefordert. Ein 15-facher Ablösungswert wurde in den 

Ablösungsverfahren während der Bauernbefreiung im 19. Jahrhundert und teilweise für 

Katasterzuschüsse70 im 20. Jahrhundert angewandt. Aus § 13 Abs. 2 BewG71 ergibt sich eine 

Quote von 18,6. Das 20- bis 25-fache für eine endgültige Ablösung sieht § 23 einer 

preußischen Verordnung von 186772 vor. Schließlich gibt es noch die Auffassung, dass die 

Leistungen mit dem 40-fachen der jährlichen Zahlung abzulösen sind.73 Die 

„Bundesarbeitsgemeinschaft Säkulare Grüne“ vertritt dagegen die Ansicht, dass überhaupt 

keine Staatsleistungen mehr zu zahlen sind, weil die seit 1919 erfolgten Zahlungen an die 

Kirchen deren Rechtsansprüche genügend abgegolten hätten.74  

Das Problem der Einmalzahlung liegt auf der Hand. Ginge man vom Mittelwert der Vorschläge, 

also vom 25-fachen aus, so ergäben sich für den Freistaat insgesamt 655.432.500 € (= 25 * 

                                                
67 s. Anlage 29, S. XCII. 
68 vgl. Anlage 45, S. CXII. 
69 vgl. Anlage 47, S. CXIV. 
70 Katasterzuschüsse sind Verbindlichkeiten des Staates gegenüber von Kirchengemeinden oder Pfarrstellen, die im Grundbuch 

eingetragen sind, vgl. Anlage 45, S. CXI. 
71 s. Anlage 34, S. XCVII. 
72 „Verordnung, betreffend die Ablösung der Servituten, die Theilung der Gemeinschaften und die Zusammenlegung der 

Grundstücke, für die vormalige Kurfürstenthum Hessen vom 13. Mai 1867“, Preuß. GS 1867, S. 716.  
73 vgl. Anlage 45, S. CX. 
74 vgl. Anlage 42, S. CV. 
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26.217.300 €75), die auf einen Schlag (oder zumindest in sehr vielen Tilgungsraten) zu zahlen 

wären. Das würde nicht nur Aufsehen in der Bevölkerung erregen, es wäre haushaltstechnisch 

wahrscheinlich auch nicht möglich. Eine Einmalzahlung entspricht auch nicht der 

Unterhaltsfunktion der Staatsleistungen.76 Die Kirchen müssten eine derartige Zahlung 

möglicherweise in ihren Haushalten auf viele Jahre verteilen und das wäre wiederum mit einer 

Dauerrente vergleichbar. Das Problem einer Dauerrente ist allerdings, dass damit keine 

endgültige Ablösung erfolgt. Rentenzahlungen sind für die Bundesländer jedoch finanziell 

besser realisierbar.77 

 

  

                                                
75 Betrag, der 2017 in Sachsen an die evangelische und katholische Kirche gezahlt worden ist, vgl. Anlage 43, S. CVI. 
76 vgl. Anke 2000, S. 298. 
77 vgl. Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 240. 
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3 Entstehung und Geschichte der Staatsleistungen in Sachsen  

3.1 Das landesherrliche Kirchenregiment 

Vor der Reformation regelten Bischöfe die Angelegenheiten der Kirchen. Als im Zuge der 

Reformation evangelische Territorien entstanden, wäre es naheliegend gewesen, wenn 

entsprechende evangelische Amtsinhaber die Leitung übernommen hätten. Dazu kam es aber 

aus verschiedenen Gründen nicht. Die evangelischen Landesherren nutzten diese Situation 

und beanspruchten die nun frei gewordenen Bischofsrechte. Damit hatten sie die 

Kirchengewalt inne.78 Die nun folgenden Enteignungen der Kirchen wurden damit 

ausgeglichen, dass die jeweiligen weltlichen Herrscher den Kirchen finanzielle Unterstützung 

zukommen ließen. Als Kompromiss dafür, dass sie die Kirchengewalt übernommen hatten, 

wurden alle finanziellen Verpflichtungen der Kirche als eigene Verpflichtungen gesehen. Dazu 

gehörte zum Beispiel, dass der Verwaltungsaufwand und die Zuschüsse zur Pfarrbesoldung 

aus Mitteln der Landesherren getragen wurden. Den staatlichen Zwecken diente diese 

Unterstützung insoweit, als dass die Kirche als eine wichtige Stütze der Sitte und Moral in der 

Bevölkerung angesehen wurde.79 

3.1.1 Situation im Königreich Preußen 

Der preußische König wurde als sogenannter „summus episcopus“ bezeichnet (Oberhaupt 

seiner Landeskirchen). Er setzte dazu eigene Staatsbeamte ein, die die Kirche in religiösen 

und allgemeinen Angelegenheiten leiteten. Die Kirchenverwaltung hatten bis Anfang des 19. 

Jahrhunderts das preußische Innenministerium und die ihm unterstellten Provinzregierungen 

inne. Später errichtete man dafür zuständige Sonderbehörden. 1877 übernahm schließlich das 

Konsistorium als oberste kirchliche Behörde die unmittelbare Durchführung des 

Kirchenregiments. Da der preußische König immer noch der oberste Kirchenherr war und die 

Mitarbeiter des Konsistoriums weiterhin Staatsbeamte, trug der preußische Staat sämtliche 

Kosten dieser Behörde.80  

Im Zuge der Säkularisation wurde 1821 die Bulle „de salute animarum“81 erlassen, die als eine 

gesetzliche Grundlage Grundzüge der Finanzierung der katholischen Kirche in Preußen 

regelte.82 

Auch die Besoldung der Pfarrer wurde vom preußische Staat übernommen. Diese 

Unterstützung hat ihren Ursprung in der Zeit, in der der Staat das Kirchengut eingezog. 

Offensichtlich fühlte sich die Obrigkeit aber verpflichtet, die kirchlichen Einrichtungen aufrecht 

                                                
78 vgl. Jeand´Heur/Korioth 2000, S. 34. 
79 vgl. Seidel 2016, S. 40 f. 
80 vgl. Raum 2001, S. 64. 
81 Bullen sind Rechtsakte des Papstes, vgl. Anlage 49, S. CXVI. 
82 vgl. Raum 2001, S. 300. 
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zu erhalten. Dieses Gewohnheitsrecht fand erstmals Eingang in dem „Gesetz die 

Diensteinkommen evangelischer Pfarrer betreffend“ vom 2. Juli 1898.83 Darin waren konkrete 

Beträge in Reichsmark angegeben, die der Staat aber jederzeit widerrufen konnte. Die Höhe 

der Unterstützung „orientierte sich daran, welche Kirchengemeinden bedürftig waren und wie 

groß der Zuschussbedarf insgesamt war.“84 85 

3.1.2 Situation im Königreich Sachsen 

Deutlich werden die staatlichen und kirchlichen Zuständigkeiten in dem „Kirchengesetz, die 

Errichtung eines evangelisch-lutherischen Landesconsistoriums betreffend“ vom 15. April 

187386 und in dem „Gesetz zur Publication des Kirchengesetzes wegen Errichtung eines 

evangelisch-lutherischen Landesconsistoriums“ vom 16. April 187387. Aus § 2 des 

Publikationsgesetzes lässt sich entnehmen, dass die in Evangelicis betrauten Staatsminister 

im Rahmen der landesherrlichen Kirchengewalt die Oberaufsicht in unmittelbar kirchlichen 

Angelegenheiten innehatten. Mit sonstigen allgemeinen Aufgaben wurde das 

Kultusministerium betraut (§ 2 des Publikationsgesetzes). Die nächste Ebene war das 

Landeskonsistorium88. Es unterlag der Aufsicht der Staatsminister und hatte das 

Kirchenregiment zu führen. Nach § 1 des Kirchengesetzes bedeutete dies, „die Rechte und 

Interessen der evangelisch-lutherischen Kirche, sowie die Leitung und Verwaltung aller ihrer 

Angelegenheiten“ wahrzunehmen. Die Staatsminister stellten die Mitarbeiter des 

Landeskonsistoriums an, die den staatlichen Beamten gleichgestellt waren (§§ 2 und 3 des 

Kirchengesetzes).89 Bevor die Weimarer Reichsverfassung also in Kraft trat, arbeiteten in der 

Verwaltung der sächsischen evangelisch-lutherischen Landeskirche vor allem in den höheren 

Ämtern fast ausschließlich staatliche Bedienstete. Das heißt, dass die Kirchenleitung im 

Wesentlichen vom Staat beeinflusst und von ihm finanziert wurde.90 

Weitere Kirchenbehörden waren die sogenannten Kircheninspektionen (auch Koinspektion 

genannt). Die Landeskirche war bereits damals in Ephorien geteilt, denen jeweils ein 

Superintendent vorstand. Mit dem Amtshauptmann beziehungsweise dem Stadtrat bildete der 

Superintendent gemeinsam die Kircheninspektion. Soweit nicht das Landeskonsistorium 

zuständig war, stellte die Kircheninspektion die Behörde dar, die alle obrigkeitlichen 

Maßnahmen vornahm. Dem Superintendenten oblag die fachliche Leitung (Aufsicht über 

                                                
83 s. Anlage 16, S. LXI.  
84 Raum 2001, S. 67. 
85 vgl. Raum 2001, S. 67 f. 
86 s. Anlage 12, S. XLVII. 
87 s. Anlage 13, S. XLIX. 
88 Entspricht heute quasi dem Landeskirchenamt. 
89 vgl. Raum 2001, S. 58 f. 
90 vgl. Raum 2001, S. 48, 58. 
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Gottesdienste, Geistliche, etc.) und dem Amtshauptmann die Geschäftsführung. Die 

Kircheninspektion fungierte somit als staatliche und kirchliche Behörde.91  

Für die katholische Kirche ist aus den Landtagsakten von 1831 ersichtlich, dass der König 

jedes Jahr an die katholischen Pfarreien und sonstigen Einrichtungen 30.000 und an die 

Behörden 5.000 Taler zahlte. Die Sächsische Verfassung vom 4. September 1831 trennte die 

Gewalt des Staates von der Gewalt des Monarchen, sodass beiden unterschiedliche Pflichten 

zukamen. Der König zahlte nun 10.000 Taler für den Hofgottesdienst und der Staat übernahm 

die restlichen 25.000 Taler. Diese Leistungen erbrachte Sachsen bis 1937.92 

Der evangelischen Landeskirche standen in dieser Zeit auch verschiedene 

Entschädigungsleistungen zu. So wurde am 22. Mai 1876 das „Gesetz, die Entschädigung für 

den Wegfall von Gebühren der Geistlichen und Kirchendiener betreffend“93 erlassen, in dem 

geregelt war, dass Geistliche für kirchliche Amtshandlungen wie Trauungen oder Taufen keine 

Gebühren mehr zu verlangen haben. Den Kirchgemeinden wurde als Ausgleich ein festes 

Gehalt gezahlt (§ 3). Mit dem „Gesetz, die Ablösung der Naturalleistungen an Geistliche und 

Schullehrer betreffend“ vom 10. Februar 185194 führte man wieder ein, dass den Geistlichen 

abgelöste Getreidezinsen oder Zehntgetreide vom Staat zu gewähren waren. Ursprünglich 

standen den Geistlichen Naturalleistungen zu, die dann mit dem sogenannten 

Getreidezehnten ersetzt und in Form von Geld gezahlt wurden.95 Auch der evangelische 

Gottesdienst in der ehemaligen evangelischen Hofkirche in Dresden wurde vom König bezahlt, 

dessen Mittel ihm der Staat zur Verfügung stellte. In § 22 der Verfassung des Königreiches 

Sachsen von 183196 ist der Aufwand für den Gottesdienst aufgeführt. Außerdem sah das 

„Gesetz, die Errichtung einer Prediger-, Witwen- und Waisenkasse betreffend“ vom 1. 

Dezember 183797 in § 2 vor, dass der Staat unter anderem die Augusteische Priester-, Witwen- 

und Waisenstiftung finanziell unterstützt.98  

3.2 Trennung von Staat und Kirche während der Weimarer Republik und deren Folgen 

Mit der Trennung von Kirche und Staat im Zuge der Weimarer Reichsverfassung (Art. 137 Abs. 

WRV: „Es besteht keine Staatskirche.“) ist der „Zustand des landesherrlichen 

Kirchenregiments verfassungswidrig geworden“99. Die Länder erließen daraufhin 

Trennungsgesetze, die die höheren staatlichen Kirchenbeamten, die Leitungsfunktionen 

innehatten, in die kirchliche Verwaltung eingliederten. Die Kirchen hätten die Besoldung dieser 

                                                
91 vgl. Seidel 2016, S. 46. 
92 vgl. Grande 2001, S. 154. 
93 s. Anlage 14, S. LII.  
94 s. Anlage 10, S. XXXIX.  
95 vgl. Seidel 2016, S. 55 f. 
96 s. Anlage 8, S. XXXIV. 
97 s. Anlage 9, S. XXXV. 
98 vgl. Seidel 2016, S. 57. 
99 Anlage 5, S. XXI. 
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Beamten selbst übernehmen müssen. Sie wären damit finanziell überfordert gewesen, da die 

Verwaltungspositionen der Kirchenleitung hoch dotiert waren. 

Deshalb wurde in die Weimarer Reichsverfassung eine sogenannte Staatsleistungsgarantie 

aufgenommen. Die Kirchen hatten nun Ersatzansprüche gegen den Staat, um den 

entstandenen Mehraufwand tragen zu können. Die Staatsleistungsgarantie verpflichtet den 

Staat bis zu einer Gesamtablösung, die bisher erfolgten vermögenswirksamen Leistungen den 

Kirchen weiter zu gewähren. Damit sicherte die die Weimarer Reichsverfassung die Kirchen 

finanziell ab. 100  

Problematisch war, dass die Weimarer Verfassung in den Art. 138 Abs. 1 S. 2 und 173 vorsah, 

dass die Ablösung der Staatsleistungen in einem Reichsgesetz zu regeln ist. Bis zu dessen 

Erlass hätten die Länder die Ansprüche nicht ablösen können. Das Reichsgesetz wurde 

allerdings nicht erlassen.101 Dies führte dazu, dass der bisherige Rechtszustand sozusagen 

konserviert wurde, das heißt, dass die vorherigen Dotationspflichten der Länder bestehen 

blieben und die Kirchen einen subjektiven Rechtsanspruch darauf hatten. Das bedeutete aber 

auch, dass „die bisherigen Staatsleistungen weder einseitig eingefroren, noch gesenkt oder 

abgelöst werden“102 konnten. Es mussten dennoch Lösungen gefunden werden, da es den 

Kirchen finanziell sehr schlecht ging. Deshalb stellte das Reichsgericht die Möglichkeit einer 

vertraglichen Vereinbarung in Aussicht, damit die vermögensrechtlichen Verbindungen 

zwischen Staat und Kirche im Zuge der vorgeschriebenen Trennung abgewickelt werden 

konnten.103 

3.2.1 Entwicklungen im Freistaat Preußen 

Die Trennung von Staat und Kirche wurde in Preußen mit dem Gesetz vom 15. Oktober 

1924104 umgesetzt. Die Beamten, die in der evangelischen Verwaltung gearbeitet hatten, 

schieden aus dem Staatsdienst aus und wurden in den Dienst der Kirche überführt. Preußen 

verpflichtete sich, die Besoldungskosten dieser Beamten zu übernehmen sowie einen Teil der 

Verwaltungskosten des Konsistoriums.  

Im Preußischen Kirchenvertrag105, der 1931 geschlossen wurde, spielten die Staatsleistungen 

für das Konsistorium ebenfalls eine wichtige Rolle. Den Leistungen lag der staatliche 

Gesamtaufwand von 1913 zugrunde, den man an die wirtschaftlichen Verhältnisse anpasste. 

Die Kirchen forderten schon damals eine sogenannte Realdotation, die aber (wie im 

Preußischen Konkordat auch) abgelehnt wurde. Mit Realdotation ist die Erstattung der 

                                                
100 vgl. Raum 2001, S. 59. 
101 1924 wurde zwar ein Entwurf ausgearbeitet, aber dabei sollte es auch bleiben, vgl. Seidel 2016, S. 39.  
102 Seidel 2016, S. 39 f. 
103 vgl. Seidel 2016, S. 38 ff und Schiedsspruch des Reichsgerichts vom 17. Februar 1926 (Anlage 21, S. LXXVI). 
104 Preuß. GS S. 607. 
105 s. Anlage 25, S. LXXX. 
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Personal- und Sachkosten gemeint, die entstehen, wenn die Kirche ihren Personalkörper 

aufstockt. Die Staatsleistungen wurden an die Steigerung der Beamtenbesoldung gekoppelt. 

Insgesamt vereinbarten Staat und Kirche Dotationen in Höhe von 4,95 Mio. RM (ersichtlich 

aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 des Vertrages).106 Das Preußische Konkordat von 1929 fußte dagegen 

auf der Bulle „de salute animarum“ von 1821.107 Es sah in Art. 4 Abs. 1 S. 1 Staatsleistungen 

an die katholischen Kirchen im Freistaat Preußen in Höhe von 2,8 Mio. RM vor.108   

Bezüglich der Pfarrbesoldung wurden ab 1920 weitere Gesetze109 erlassen, die die Zuschüsse 

zur Pfarrbesoldung immer wieder erhöhten, da die Kirche aufgrund der wirtschaftlichen 

Situation nicht mehr im Stande war, die Besoldungen selber zu tragen. 1928 erreichte der 

Unterstützungsbetrag einen Höchstwert von 51 Millionen Reichsmark. Mit den 

Hindenburgischen Notverordnungen110 wurden nicht nur die Bezüge von Beamten gekürzt, 

sondern auch entsprechende Leistungen an die Kirchen. Im Preußischen Kirchenvertrag 

wurde die Pfarrbesoldung nicht als Staatsleistung berücksichtigt. Dies bedeutete jedoch nicht, 

dass der Staat sie nicht zu erbringen hatte. Der Preußische Kirchenvertrag stellte keine neue 

Schuldgrundlage dar, sondern passte die alten Regelungen an die neuen finanziellen 

Rahmenbedingungen an. Preußen hatte sich seit Beginn des 19. Jahrhunderts bei der 

Erbringung der Pfarrbesoldungszuschüsse immer am aktuellen Bedarf orientiert und wollte 

sich nicht auf konkrete Beträge für die Zukunft festlegen.111  

3.2.2 Entwicklungen im Freistaat Sachsen 

Die Trennung von Kirche und Staat wurde in Sachsen mit dem „Gesetz über die Aufhebung 

von Behörden der Evangelisch-lutherischen Landeskirche“ vom 17. Juni 1926112 vollzogen.113 

§ 1 enthält die Anweisung, dass das Landeskonsistorium, die Kreishauptmannschaft Bautzen 

und die Kircheninspektionen aufzulösen sind.114 Davon wird nach § 2 aber nicht „die 

Verpflichtung des Staates zur Weitergewährung der auf Gesetz, Vertrag oder besonderen 

Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen oder zur Gewährung entsprechender 

Ersatzleistungen (…) berührt.“ 

Es kam in Sachsen nicht zu einem Vertrag mit der evangelischen und katholischen Kirche. 

Beide Seiten bemühten sich zwar ernsthaft um eine vorläufige, vertragliche Ablösung der 

staatlichen Verbindlichkeiten, die Verhandlungen scheiterten jedoch letztendlich am 

                                                
106 vgl. Raum 2001, S. 64 f. 
107 vgl. Raum 2001, S. 73. 
108 s. Anlage 24, S. LXXIX. 
109 Gesetze vom 17. Dezember 1920, 7. August 1922, 25. Mai 1926, 30. April 1928 und 3. Juli 1931, die für die evangelische 

und katholische Kirche galten. 
110 Hier sind die Verordnungen des Reichspräsidenten vom 6. Juni 1931 und vom 9. Dezember 1931 gemeint.  
111 vgl. Raum 2001, S. 68. 
112 s. Anlage 22, S. LXXVII. 
113 vgl. Raum 2001, S. 59. 
114 vgl. Seidel 2016, S. 23. 
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Widerstand des Landtags, der zwei vereinbarten Verträgen nicht zugestimmt hat.115 116 Ein 

wichtiges Verhandlungsdokument stellt die Vorlage Nr. 22 des Gesamtministeriums an den 

Sächsischen Landtag vom 24. Januar 1931117 dar. Sie enthält für den Zeitraum 1927 bis 1929 

„eine detaillierte Darstellung wesentlicher Staatsleistungen.“118 In einigen Punkten konnten 

sich beide Parteien jedoch überhaupt nicht einigen, sodass es zu drei Gerichtsurteilen kam. 

Zunächst entschied das Reichsgericht am 11. Februar 1926119 über den grundsätzlichen 

Anspruch der evangelisch-lutherischen Landeskirche gegenüber dem sächsischen Staat auf 

Beihilfen zur Pfarrbesoldung und die Ablösung der weltlichen Kircheninspektionen. Letztere 

mussten aufgrund des Art. 137 Abs. 3 WRV aufgelöst werden.120 Die Aufgaben wurden nun 

von den neu errichteten Bezirkskirchenämtern wahrgenommen. Das Reichsgericht erkannte 

nur die Koinspektionen als Staatsleistung an, die mit den Amtshauptmännern 

zusammenarbeiteten.121 Die weltlichen Koinspektionen unterstützten die kirchliche Verwaltung 

insoweit, als dass der Kirche juristischer, finanzieller und technischer Rat gewährt wurde. 

Weiterhin konnte die Kirche die zur Verfügung gestellten Schreibkräfte und Räume zur 

Geschäftsführung nutzen.122 Die Errichtung der neuen Bezirkskirchenämter verdeutlichte die 

Kosten, die die Kirche nun selbst tragen musste. Die Höhe der Ablösung ergab sich schließlich 

„nach dem Umfang der von den Amtshauptleuten besorgten Inspektionsgeschäfte“123. 124 In 

Bezug auf die Besoldungszuschüsse stellte das Reichsgericht fest, dass Gewohnheitsrecht 

entstanden war und der Staat insoweit zur Zahlung verpflichtet ist, wie die Gemeinden dafür 

nicht aus eigenen Mitteln aufkommen können.125  

Am 15. Oktober 1927 wurde ein Urteil des Staatsgerichtshofes126 erlassen, das eine 

Aufwertungspflicht von bestimmten Staatsleistungen aufgrund der Inflation feststellte. Dies 

betraf die Entschädigungen für weggefallene Stolgebühren, die Zuschüsse zu den 

Getreidezehnten, den Aufwand für den Gottesdienst in der vormaligen evangelischen 

Hofkirche und die Leistungen für die Augusteische Priester-, Witwen- und Waisenstiftung. Der 

Staatsgerichtshof war der Meinung, dass mit der Staatsleistungsgarantie des Art. 138 Abs. 1 

WRV kein ziffernmäßiger Betrag festgelegt worden war, sodass Änderungen in den 

Währungsverhältnissen die Höhe der Leistungen beeinflussen. Durch die Inflation waren diese 

                                                
115 vgl. Bergmann, S. 129 f. 
116 Am 15. Januar 1929 und am 11. März 1932 wurde jeweils ein Vertrag geschlossen, den jedoch in beiden Fällen der Landtag 

nicht ratifizierte, vgl. dazu Seidel 2016, S. 59, 64. 
117 „Vorlage, den Entwurf eines Gesetzes über die vorläufige Ablösung von Staatsleistungen an die Evangelisch-Lutherische 
Landeskirche Sachsen betreffend“, siehe Anlage 27, S. LXXXVI. 
118 Raum 2001, S. 59 f. 
119 s. Anlage 21, S. LXXV. 
120 vgl. Seidel 2016, S. 42 f. 
121 vgl. Nr. 2 des Schiedsspruchs (Anlage 21, S. LXXV). Da die Stadträte zu den Gemeinden gehörten, die eigene 

Körperschaften bildeten, waren sie selbst für ihre Finanzierung zuständig, vgl. Seidel 2016, S. 47.  
122 vgl. Seidel 2016, S. 47. 
123 Nr. 2 des Schiedsspruchs (Anlage 21, S.LXXV). 
124 vgl. Seidel 2016, S. 48. 
125 vgl. Seidel 2016, S. 45 f und Nr. 1 des Schiedsspruchs (Anlage 21, S. LXXV). 
126 s. Anlage 23, S. LXXVIII. 
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wertlos geworden, sodass der Staat sie aufwerten muss, damit die Kirche in ihrer 

Leistungsfähigkeit erhalten bleibt. Allerdings ist dabei auch die Vermögenslage des Staates 

zu beachten.127 

Die konkrete Höhe der Leistungsansprüche wurde allerdings in den erwähnten 

Entscheidungen nicht festgestellt. Der Staatsgerichtshof urteilte darüber erst am 20. 

Dezember 1932128.129 So wurde der Freistaat Sachsen verpflichtet, „der ev.-luth. Landeskirche 

(…) vom 1.4.1932 ab jeweils jährlich 310.000 RM als Entschädigung für die entfallenen 

Stolgebühren, 1.000 RM als Zuschuss für den Getreidezehnten, 12.000 RM für den 

Gottesdienst in der vormaligen Hofkirche, und 3.000 RM für die Augusteische Priester-, 

Witwen- und Waisenstiftung zu zahlen.“130 Weiterhin waren jährliche 

Pfarrbesoldungszuschüsse zu leisten. Der Staatsgerichtshof legte dabei insgesamt 1.500 

Geistliche und für diese die Gehaltsgruppe 7b der staatlichen Besoldungsordnung von 1926131 

den Berechnungen zu Grunde.132  

Für die Ablösung der Koinspektionen sah das Gericht folgende Leistungen vor: „(…) die 

Dienstbezüge von 5 Beamten der Besoldungsgruppe 7b, Stufe 10 der staatlichen 

Besoldungsordnung, 12 Beamte der Besoldungsgruppe 14, Stufe 9 und 10 Beamte der 

Gruppe 10, Stufe 7“133, für diese 27 Beamten außerdem 25 % der Altersversorgungsbezüge 

und 15 % des Geschäftsaufwandes. Diese Leistungen und die Pfarrbesoldungszuschüsse 

wurden an die Änderung der Bezüge der Staatsbeamten gekoppelt.134  

Da der Freistaat in den zwanziger Jahren zu wenig an die Kirche gezahlt hatte, wurde er 

zudem dazu verurteilt, 5.000.000 RM zur Abgeltung der bis zum 31. März 1932 

angesammelten Schulden, in vierteljährlichen Raten von 200.000 RM ab dem 1. Januar 1933 

zu zahlen.135 Der Staatsgerichtshof ging bei dem Urteil einen Kompromiss ein, sodass die 

Landeskirche nicht ihre vollen Forderungen zugesprochen bekam.136  

Die Sächsische Staatsregierung weigerte sich, die von der Kirche geforderten Leistungen zu 

erbringen und lehnte auch die Aufwertung dieser ab, da sie selbst mit finanziellen Problemen 

zu kämpfen hatte.137 1919 wurden noch 1.184.000 RM gezahlt und ab 1924 jährlich 350.000 

RM, obwohl im Haushalt wesentlich mehr ausgeschrieben war.138 1922/23 befürchteten viele 

ernsthaft einen finanziellen Zusammenbruch der evangelisch-lutherischen Landeskirche. Den 

                                                
127 vgl. Seidel 2016, S. 53 f. 
128 s. Anlage 28, S. XC f.  
129 vgl. Seidel 2016, S. 38. 
130 Seidel 2016, S. 66. Vgl. dazu I. Nr. 1 lit. a – d der Anlage 28, S. XC. 
131 GVBl. S. 120. 
132 vgl. I., Nr. 2 des Urteils (Anlage 28, S. XCI). 
133 Seidel 2016, S. 66. 
134 vgl. I., Nr. 3 des Urteils (Anlage 28, S. XCI). 
135 vgl. II. der Anlage 28, S. XCI. 
136 vgl. Seidel 2016, S. 66 f. 
137 vgl. Seidel 2016, S. 41. 
138 1931 waren im Haushalt 1.335.550 RM aufgeführt, davon wurden 350.000 RM gezahlt, vgl. Seidel 2016, S. 61. 
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Pfarrern konnte diese nicht mehr die vollen Gehälter auszahlen, sodass viele von ihnen einer 

Nebentätigkeit nachgehen mussten. Objektiv betrachtet hätten die von der Kirche geforderten 

Staatsleistungen 1927 0,17 % des Sächsischen Staatshaushaltes ausgemacht. Es war also 

mehr eine politische Einstellung, ob die Kirchen unterstützt werden sollten oder nicht. 139  

3.3 Gewährung von Leistungen im Dritten Reich, in der DDR und kurz nach der Wende 

An die evangelisch-lutherische Landeskirche Sachsens wurden ab 1937 nur noch die 

Pfarrerpensionen und der behördliche Aufwand der Landeskirche gezahlt, wobei die 

Zahlungen sich immer weiter verringerten. Die 5 Millionen RM Schulden beglich der Staat nicht 

einmal zur Hälfte, er zahlte lediglich 2,2 Millionen. Die sächsische Kirche war dringend auf die 

Staatsleistungen angewiesen, da diese ein Drittel ihres Haushaltes ausmachten.140  

Die erste DDR-Verfassung vom 07. Oktober enthielt mit Art. 45 Abs. 1141 eine Garantie, dass 

„die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden öffentlichen Leistungen an 

die Religionsgemeinschaften (…) durch Gesetz abgelöst“ werden. Mit „öffentlichen 

Leistungen“ bezog sie sich nicht nur auf die Staatsleistungen und ging damit weiter als die 

Weimarer Reichsverfassung. Auch hier implizierte die Ablösung, dass die Leistungen nicht 

gekürzt werden dürfen. Eine Ablösung wurde zu DDR-Zeiten aber nicht vollzogen. 

Verhandlungen Ende der vierziger Jahre über einen Vertrag scheiterten und das in der 

Verfassung geforderte Ablösungsgesetz wurde nie erlassen.142  

Die staatliche Seite bestritt trotz der verfassungsrechtlichen Garantie jegliche Ansprüche der 

Kirchen auf Staatsleistungen, da man sich als neuer, sozialistischer Staat nicht in der 

Rechtsnachfolge des untergegangenen Deutschen Reiches sah. Die Staatsleistungen wurden 

deshalb nur als freiwillige Zuschüsse gedeutet und nie in voller Höhe erbracht. Immerhin erhielt 

die sächsische Landeskirche in den achtziger Jahren 55 % des geltend gemachten 

Anspruchs.143  

Das katholische Bistum Dresden-Meißen handelte 1945 mit der Landesregierung von Sachsen 

(nachdem die Zahlungen 1937 eingestellt worden waren) die Zahlung eines jährlichen 

Pauschalbetrages aus. Ab 1953 wurden die staatlichen Zuschüsse vom Finanzministerium der 

DDR an das Bistum Berlin überwiesen, das diese an die einzelnen Bistümer verteilte.144 

Bevor die Höhe der Staatsleistungen nach der Wende abschließend geregelt sein konnte, 

reichte der Freistaat bereits Leistungen an die Kirchen aus. Dafür war vom Sächsischen 

Landtag ein Haushaltsposten eingerichtet worden. Den einzelnen Kirchen wies man 

                                                
139 vgl. Seidel 2016, S. 61. 
140 vgl. Seidel 2016, S. 70 f. 
141 s. Anlage 30, S. XCIII. 
142 vgl. Seidel 2016, S. 70, 72. 
143 vgl. Anke 2016, S. 141 und Bergmann 2001, S. 145 f. 
144 vgl. Grande 2001, S. 154. 
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unterschiedliche Beträge zu, je nach Mitgliederzahl, angenommener Bedürftigkeit und ihrem 

Verhandlungsgeschick. Die Verteilung war „eine politische Entscheidung, die nach vorheriger 

Abstimmung mit den Kirchen erfolgte.“145 146 An die katholische Kirche wurden von 1991 an 

jährlich etwa 3 Millionen DM als Vorauszahlung auf die Staatsleistungen gewährt.147   

                                                
145 Raum 2001, S. 49. 
146 vgl. Raum 2001, S. 49. 
147 vgl. Grande 2001, S. 157. 
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4 Die Bestimmung der kirchlichen Ansprüche im evangelischen und 

katholischen Kirchenvertrag 

4.1 Vorbemerkungen 

Sachsen wollte die Staatsleistungen nicht politisch aushandeln.148 In der 

Regierungsbegründung zum Evangelischen Kirchenvertrag149 wird dies so begründet: 

„Nachdem die Staatsleistungen teilweise schon während der NS-Zeit und dann später in der 

DDR nicht mehr in Übereinstimmung mit den altrechtlichen Grundlagen erbracht wurden, ist 

aufgrund der langen Zeitspanne eine ausführliche und eingehende Neuberechnung 

erforderlich geworden. Maßgebliche Zielvorstellung für beide Parteien war dabei, dass die 

Staatsleistungen zunächst betragsmäßig festgelegt und dann auf eine neue Schuldgrundlage 

gestellt werden, um zukünftige Auseinandersetzungen um die Feststellung und Bewertung der 

zugrundeliegenden Ansprüche zu vermeiden.“ 

Bevor die konkrete Höhe der Staatsleistungen bestimmt werden konnte, sollten die Anträge 

auf Staatsleistungen von Seiten der Kirchen zunächst darauf überprüft werden, ob ihnen 

aufgrund bestimmter Rechtstitel, altrechtlicher Verträge, usw. dem Grunde nach Leistungen 

gegen den Freistaat zustehen. Dazu mussten die historischen Verpflichtungen des Freistaates 

akribisch aufgearbeitet werden.150 Dies stellte sich als nicht ganz unproblematisch heraus. In 

Sachsen gab es keinen Altaktenbestand mehr und das Hauptstaatsarchiv, das Vorgänge von 

1919 enthielt, war unvollständig.151 Literatur zu den Staatsleistungen und ihrer Anpassung war 

auch kaum vorhanden. Da die Kirche die Anträge stellte, musste sie mitwirken und zumindest 

die altrechtlichen Titel benennen, aus denen sie ihre Ansprüche ableiten wollte.152  

Sowohl die Kirchen als auch der Freistaat waren nach der Wende finanziell schlecht 

aufgestellt. Die Kirchen litten unter ihrem Mitgliederschwund, der ihnen geringere 

Kirchensteuereinnahmen bescherte. Zudem waren viele Kirchenmitglieder nicht besonders 

finanzstark. Die katholischen und evangelischen Gemeinden erhielten zwar Zuschüsse von 

Partnerkirchen aus Westdeutschland, jedoch zeichnete sich bereits 1992/93 zumindest für die 

evangelische Seite eine baldige Reduzierung dieser Gelder ab. Auch der Freistaat erhielt 

Transferleistungen aus den alten Bundesländern. Diese achteten aber sehr genau darauf, 

wofür Sachsen die Gelder ausgab. So erwarteten sie, dass beispielsweise an die Kirchen nicht 

mehr ausgereicht wurde, als in Westdeutschland.153  

                                                
148 vgl. Raum 2001, S. 49. 
149 Regierungsbegründung zum Katholischen Kirchenvertrag wortwörtlich genauso, s. Anlage 5, S. XX f. und Anlage 6, S. XXVII. 
150 vgl. Raum 2001, S. 49. 
151 August der Starke unterstützte zu seiner Zeit die katholische Kirche nach seinem Konfessionswechsel. Da die evangelischen 
Stände davon nichts merken sollten, ließ er keine Belege anfertigen, wie viel gezahlt wurde. Dies stand natürlich einer präzisen 

Aufarbeitung entgegen, vgl. Grande 2001, S. 158. 
152 vgl. Raum 2001, S. 50.  
153 vgl. Raum 2001, S. 48 f. 
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4.2 Neubewertung der altrechtlichen Ansprüche 

4.2.1 Quantitative Aufwertung 

Bei der wertmäßigen Übertragung ist zu unterscheiden zwischen Geldsummenschulden und 

Wertschulden. Wertschulden im Sinne des Art. 138 Abs. 1 WRV sind beispielsweise 

Besoldungsleistungen und -zuschüsse. Diese waren nach der 1993 (Basisjahr für beide 

Kirchenverträge) gültigen Besoldungsordnung neu zu bewerten. Geldsummenschulden sind 

dagegen Zahlungspflichten, die in einer bestimmten Höhe vom Staatsgerichtshof festgesetzt 

wurden. Diese wiederkehrenden Leistungen rechnete das Justizministerium 1:1 um.154 

In den zwanziger Jahren machte sich der Staatsgerichtshof in seinem Urteil vom 15. Oktober 

1927 Gedanken darüber, ob die Staatsleistungen an ein inflationsbedingtes Kaufkraftintervall 

anzupassen sind. Das Ergebnis war, dass der Staat die Leistungen erhöhen muss, wenn der 

allgemeine Wohlstand steigt, damit der Unterhalt der kirchlichen Bediensteten sichergestellt 

ist. Er darf die Leistungen allerdings kürzen, wenn er seine Beamten auch schlechter besoldet. 

Dem Staat steht jedoch nicht zu, die Leistungen wegen seiner schlechten finanziellen Lage zu 

drosseln. Das Sächsische Justizministerium orientierte sich bei der Neubewertung an diesen 

Grundsätzen.155 

In den altrechtlichen Einzeltiteln sind die Leistungen in Reichsmark angegeben. Bei der 

Umrechnung in Deutsche Mark war zu beachten, dass sich seit 1928 „Kaufkraft, 

Einkommensstruktur, Geldwert, Lebensstandard und (…) [soziale] Rahmenbedingungen“156 

wesentlich geändert hatten. Die Mark der DDR blieb allerdings unberücksichtigt.157 

Sachleistungen bewertete man anhand des Lebenshaltungskostenindex neu. Aufgrund 

deutlich unterschiedlicher Steigerungsraten von Personal- und Sachaufwendungen mussten 

die Staatsleistungen danach getrennt ermittelt werden.158 

4.2.2 Qualitative Aufwertung 

Der Inhalt und Umfang der kirchlichen Verwaltungstätigkeiten haben sich seit der Weimarer 

Republik wesentlich geändert. Um eine Verwaltungsaufgabe zu erledigen, benötigt man nun 

mehr und besser ausgebildetes Personal. Da die Staatsleistungen zu einem Großteil auf 

Personalaufwand fußen, könnten sich diese Veränderungen auf die Berechnung der 

Staatsleistungen auswirken.159 

Die Evangelische Landeskirche Sachsens beantragte zunächst, dass die Höhe der 

Staatsleistungen an den derzeitigen Personalbestand der Landeskirchen- bzw. 

                                                
154 vgl. Raum 2001, S. 53. 
155 vgl. Raum 2001, S. 53 f. 
156 Raum 2001, S. 50. 
157 vgl. Raum 2001, S. 50, 53. 
158 vgl. Raum 2001, S. 54 f. 
159 vgl. Raum 2001, S. 55. 
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Bezirkskirchenämter anknüpft.160 Sie erwartete, dass die Kosten für den Besoldungsaufwand, 

die Pensionsleistungen und die Sachkosten der Kirchenämter vollumfassend gedeckt und nur 

eine Prüfung der Angemessenheit erfolgen würde.161 Dies wurde vom Justizministerium 

jedoch gänzlich abgelehnt. Die Staatsleistungsgarantie ist auf einen Stichtag bezogen (z. B. 

Inkrafttreten der Weimarer Reichsverfassung) und umfasst damit nur den Wert, der der Kirche 

zu diesem Zeitpunkt zustand.162 Somit ist eine sachliche Ausweitung der Staatsleistungen, 

also eine Berechnung anhand der 1993 existierenden Personalstruktur, auch Realdotation 

genannt, nicht möglich. Dafür spricht auch, dass die Leistungen nicht zweckgebunden sind. 

Staatsleistungen dürfen also nicht im Sinne einer Funktionsgarantie erbracht werden. Sie 

bilden nur den Wert ab, der in altrechtlichen Titeln verankert ist.163 Deshalb ermittelte das 

Sächsische Justizministerium nur, welchen heutigen staatlichen Funktionsstellen die 

damaligen kirchlichen Verwaltungstätigkeiten entsprechen, um sie in die aktuelle 

Besoldungsordnung einzustufen.164 

Nach der Rechtsprechung des Staatsgerichtshofes vom 15. Oktober 1927 darf der Staat in 

Einzelfällen die tatsächlichen Kosten tragen, nämlich wenn die Kirchengemeinde finanzielle 

Probleme hat oder sie ihr Personal gezwungenermaßen aufstocken muss. Ansonsten könnte 

ein verwaltungsbedingter Mehraufwand der Kirchen mit freiwilligen Zuwendungen des 

Freistaates abgedeckt werden.165 

4.3 Die Kirchen des ehemaligen preußischen Rechtskreises 

Den Kirchen im ehemaligen preußischen Rechtskreis standen aufgrund des Preußischen 

Konkordats und Kirchenvertrags Staatsleistungen für die Kirchenleitung zu (Konsistorium bzw. 

Domkapitel und Ordinariat) und aufgrund von Gewohnheitsrecht Zuschüsse für die Besoldung 

der Pfarrer und Zuschüsse für die Alterssicherung der Pfarrer und deren Hinterbliebenen. Die 

Leistungen unterlagen dem Paritätsgrundsatz (Gleichbehandlungsgebot der 

Religionsgemeinschaften), sodass es keine grundsätzlichen Unterschiede zwischen 

katholischer und evangelischer Kirche gab.166 

4.3.1 Evangelische Kirche der niederschlesischen Oberlausitz und Evangelische Kirche 

der Kirchenprovinz Sachsen 

Die Evangelische Kirche der niederschlesischen Oberlausitz entspringt dem deutschen Teil 

der ehemaligen Schlesischen Kirche, die in der preußischen Provinz Schlesien angesiedelt 

war. Ihr heutiges Gebiet erstreckt sich auf Teile Sachsens und Brandenburgs, weshalb sie 

                                                
160 vgl. Raum 2001, S. 59. 
161 vgl. Bergmann 2001, S. 145. 
162 vgl. Raum 2001, S. 56, 59. 
163 BVerwGE 87, 115 (132). 
164 vgl. Raum 2001, S. 55 f. 
165 vgl. Raum 2001, S. 55. 
166 vgl. Raum 2001, S. 63 f. 
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2004 mit der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg zur Evangelischen Kirche in Berlin-

Brandenburg-schlesische Oberlausitz fusionierte.167  

Das Territorium der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen umfasst das Gebiet 

der preußischen Provinz Sachsen, das heute auf die Bundesländer Sachsen-Anhalt, 

Thüringen, Brandenburg und Sachsen verteilt ist. 2009 schloss sich die Kirchenprovinz mit der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen zur Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 

zusammen.168  

4.3.1.1 Aufwand für die Konsistorialbehörde 

Der Preußische Kirchenvertrag sah für die Konsistorialbehörde Leistungen in Höhe von 4,95 

Mio. Reichsmark (RM) vor.169 Diesen Betrag teilte das Justizministerium durch die Anzahl der 

1933 in Preußen lebenden Kirchenmitglieder (25.387.595)170. Es ergaben sich 0,1949771 RM 

pro Kirchenmitglied. Diese wurden dann mit der Anzahl der Kirchenmitglieder multipliziert, die 

nach dem 2. Weltkrieg ihren Wohnsitz im Gebiet der Kirche der schlesischen Oberlausitz bzw. 

der Kirchenprovinz Sachsen hatten. Indem die Kirchenmitgliederzahl von 1950 der 

Berechnung zugrunde gelegt wurde, hat man den in erster Linie politisch bedingten Rückgang 

der Kirchenmitglieder in der DDR unberücksichtigt gelassen. 1950 wohnten auf dem 

Territorium der Kirche der schlesischen Oberlausitz 230.000 Kirchenmitglieder. Multipliziert mit 

den 0,1949771 RM ergab sich ein Betrag von 44.844, 74 RM.171  

Bei der Kirchenprovinz Sachsen gestaltete sich diese Berechnung nicht so einfach. Das 

Problem bei dieser Kirche bestand darin, dass sie zu DDR-Zeiten im Verhältnis viel mehr 

Kirchenmitglieder verlor, als die anderen sächsischen Kirchen. Von 208.620 Mitgliedern im 

Jahre 1951 waren 1991 noch 34.652 übrig (Zahlen beziehen sich auf den jetzt sächsischen 

Teil der Kirche). Das Justizministerium hielt es für nicht angemessen, von dem Wert von 1951 

auszugehen. Allerdings wollte man die Kirchenprovinz auch nicht schlechter stellen als die 

Kirchen, deren Mitgliederrückgang im DDR-Durchschnitt lag. Deshalb wurden die 34.652 

Kirchenmitglieder mit dem Faktor 3,5 multipliziert, sodass sich grob 120.000 als fiktive 

Mitgliederzahl ergaben. 120.000 multipliziert mit 0,1949771 RM ergaben 23.397,25 RM für die 

Kirchenprovinz Sachsen.172 

Die ermittelten Beträge mussten im Verhältnis zur Besoldungsentwicklung aufgewertet 

werden. Ausgangspunkt bildeten die Besoldungsleistungen zum 1. Januar 1932. 

Berücksichtigung fand ebenso die Verordnung vom Reichspräsidenten vom 8. Dezember 

                                                
167 vgl. Raum 2001, S. 63 und Anlage 36, S. XCIX. 
168 vgl. Anlage 35, S. XCVIII. 
169 s. Anlage 25, S. LXXX. 
170 Diese Größe ergab sich durch Volkszählung vom 16. Juni 1933. 
171 vgl. Raum 2001, S. 66 und Anlage 5, S. XXIII. 
172 vgl. Raum 2001, S. 72. 
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1931173, die die Bezüge der Beamten kürzte und es den Ländern erlaubte, die 

Besoldungsleistungen für die Kirchen entsprechend anzupassen.174 

Das Justizministerium verglich bei der Aufwertung der Beträge die aktuellen 

Besoldungsgruppen A6, A9, A13 und A 14 (Westbesoldungsniveau) mit den Anfangs- und 

Endbezügen der damaligen Gehaltsklassen 7, 4C, 2C und 2A. Das Ergebnis war, dass die 

Bezüge um das etwa 11-fache angestiegen sind. Das heißt, dass die ermittelten 44.844, 74 

RM für die Kirche der schlesischen Oberlausitz mit diesem Faktor multipliziert werden 

mussten. Es ergaben sich dabei 493.000,14 DM.175 

Der Preußische Kirchenvertrag sah von den Leistungen für die Konsistorialbehörde ca. 28 % 

für Sachkosten vor. Von 493.000,14 DM sind 28 % grob 138.000 DM. Die restlichen 355.170, 

35 DM sind Personalkosten. Abgewertet auf das Niveau Ost entsprechen diese 267.964,13 

DM. Insgesamt ergeben sich für die Kirche der schlesischen Oberlausitz 376.085,42 DM und 

für die Kirchenprovinz Sachsen 196.218,71 DM.176 177 

4.3.1.2 Pfarrbesoldungszuschüsse 

Zunächst war fraglich, ob die Pfarrbesoldungszuschüsse überhaupt als Staatsleistung 

behandelt werden durften, da sie im Preußischen Kirchenvertrag nicht genannt worden sind. 

Dagegen spricht, dass sie in Preußen immer nur auf ein paar Rechnungsjahre begrenzt waren 

und zudem bloß freiwillig gewährt wurden. Die Gesetze zur Erhöhung der Zuschüsse 

enthielten außerdem ausdrücklich die Bestimmung, dass die Pfarrbesoldung nicht unter Art. 

138 Abs. WRV fällt. Da die Zuschüsse jedoch durchgängig gewährt wurden, waren alle 

Bundesländer, die dies betraf, der Meinung, es handele sich, jedenfalls dem Grunde nach, um 

eine Staatsleistung.178 

Als problematisch stellte sich trotzdem heraus, wie die damals gewährten Zuschüsse heute 

der Höhe nach zu bewerten sind. Sachsen wollte sich bei der Erbringung dieser Leistungen 

nicht am aktuellen Bedarf der Kirchen orientieren. Da die Staatsleistungsgarantie von dem 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Weimarer Reichsverfassung ausgeht und damals ein anderer 

Bedarf als heute bestand, wäre dies auch nicht möglich gewesen. Außerdem erfordert die 

Trennung von Kirche und Staat eine endgültige Auseinandersetzung, wie viel der Staat nun 

zu zahlen hat. Schließlich sollen die Kirchen langfristig auf sich selbst gestellt sein. Einziger 

Anhaltspunkt für die Bewertung stellte ein verwaltungsinternes Gutachten des Senats von 

                                                
173 s. Anlage 26, S. LXXXII. 
174 vgl. Raum 2001, S. 66 und Anlage 5, S. XXIII f. 
175 vgl. Raum 2001, S. 67, für die Kirchenprovinz Sachsen ließ sich leider kein entsprechender Betrag finden. 
176 Für die Kirchenprovinz Sachsen ließen sich leider keine entsprechenden Zahlen zur Aufschlüsselung von Sach- und 

Personalkosten finden. 
177 vgl. Raum 2001, S. 67 und Anlage 5, S. XXIV f. 
178 vgl. Raum 2001, S. 68 und Anlage 5, S. XXIV. 
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Berlin vom 11. Januar 1960 dar. Darin wurde ein Drittel des Gesamtbesoldungsaufwandes als 

erstattungsfähig angesehen.179  

Weiterhin musste überlegt werden, wie viele Pfarrstellen in der Berechnung anzusetzen 

waren. In der Weimarer Republik kamen auf einen Pfarrer durchschnittlich 2.463 

Gemeindeglieder. In der DDR war die Kirchenmitgliederzahl extrem gesunken, jedoch ist das 

Justizministerium der Meinung gewesen, dass die Pfarrstellen nicht in entsprechendem 

Verhältnis gekürzt werden konnten. Deshalb erachtete es ein durchschnittliches Verhältnis von 

einem Pfarrer auf 1200 Kirchenmitglieder als angemessen.180 Die Kirche der Kirchenprovinz 

Sachsen erfüllte diesen Durchschnitt allerdings nicht, sie beschäftigte durchschnittlich einen 

Pfarrer pro 845 Gemeindeglieder. Das Justizministerium erkannte hier nicht die tatsächlichen 

Pfarrstellen an, sondern nur die, die im Verhältnis 1:1200 angemessen waren.181  

Fraglich ist ebenfalls gewesen, ob der Aufwand für die Krankenversicherung mit zu 

berücksichtigen war. In den Pfarrbesoldungsgesetzen wurden Zuzahlungen für 

Heilbehandlungen nicht erwähnt. Da die Staatsleistungen aber am Beamtentum anknüpfen, 

erschien es naheliegend, „den Arbeitgeberanteil für die Krankenversicherung als 

Gehaltsleistung anzusehen. Wie bei Beamten muss deshalb die Hälfte des Kostenaufwandes 

für Heilbehandlungen durch den Dienstherren übernommen werden.“182 Dafür spricht auch, 

dass in Preußen bei der katholischen Kirche die Bulle „de salute animarum“ vom 23. August 

1821 den Staat verpflichtete, die Krankenfürsorge zu unterstützen. In Preußen galt für die 

Religionen das Paritätsprinzip, sodass auch für die evangelischen Kirchen ein entsprechender 

Zuschuss anzusetzen ist.183  

Für die Kirchenprovinz Sachsen leistete 1951 das frühere Sachsen-Anhalt 46 % der 

Besoldungsaufwendungen. Es handelte sich um eine Einmalzahlung, die den Anforderungen 

einer Staatsleistung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 SächsVerf nicht entspricht. So blieb man 

auch bei hier bei einem Ansatz von einem Drittel der Aufwendungen.184 

Die Kirche der schlesischen Oberlausitz teilte dem Justizministerium einen plausibel 

erscheinenden Besoldungsaufwand einschließlich der Krankenversicherung für ihre 

beschäftigten Pfarrer in Höhe von 3.053.813,70 DM mit. Multipliziert mit einem Drittel ergaben 

sich anzusetzende 1.017.937,90 DM. Bei der Kirchenprovinz Sachsen wurden insgesamt 

456.863,70 DM errechnet.185 

                                                
179 vgl. Raum S. 68 f. und Anlage 5, S. XXIV. 
180 vgl. Raum 2001, S. 69. 
181 vgl. Raum 2001, S. 72 und Anlage 5, S. XXIV. 
182 Raum 2001, S. 69. 
183 vgl. Raum 2001, S. 69 f. 
184 vgl. Raum 2001, S. 72 f. 
185 vgl. Raum 2001, S. 70 und Anlage 5, S. XXIV f. 
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4.3.1.3 Zuschüsse für die Altersversorgung und abgelehnte Leistungen 

In zwei preußischen Pfarrbesoldungsgesetzen186 wird deutlich, dass die 

Versorgungsleistungen in den Zuschüssen zur Pfarrbesoldung enthalten sind. Da „in Preußen 

Besoldungs- und Versorgungszuschüsse einheitlich behandelt wurden“187, hat das 

Justizministerium ebenfalls ein Drittel der Aufwendungen für beide Kirchen als erstattungsfähig 

anerkannt.188  

Im Gegensatz zu den Staatsbeamten sind Pfarrer Mitglied in der Gesetzlichen 

Rentenversicherung. Das führte zu einigen Problemen bei der Berechnung, da Renten anders 

versteuert werden als Pensionen. Das Justizministerium setzte 70 % statt 75 % der 

Aufwendungen an, weil Renten aufgrund der geringeren Ertragswertbesteuerung steuerlich im 

Vorteil sind. Damit kam man in etwa auf denselben Betrag, der sich ergeben hätte, wenn die 

Pfarrer Pensionen erhielten.189 Die Aufwendungen setzten sich aus den Beiträgen zur 

Rentenversicherung (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) und den Zuzahlungen der Kirchen 

an Ruhestandspfarrer und deren Hinterbliebene zusammen.190  

Für die Kirche der schlesischen Oberlausitz wurden 650.388,44 DM für 

Rentenversicherungsbeiträge und 759.834,93 DM an Zuzahlungen für Ruhestandspfarrer und 

deren Hinterbliebene angesetzt, in der Summe sind das 1.410.223,37 DM, die mit einem Drittel 

multipliziert 470.074,43 DM ergeben.191 Bei der Kirchenprovinz Sachsen ergaben sich 

insgesamt 187.471,65 DM.192 Für die Mitarbeiter des Konsistoriums sind keine Ansprüche aus 

der Altersversorgung bewilligt worden, da diese Aufwendungen bereits in dem angepassten 

Betrag für die Konsistorialbehörde enthalten sind.193 

Nach dem 2. Weltkrieg musste sich die ehemals Schlesische Kirche neu konstitutionieren. 

Die dabei entstandenen erheblichen Mehrkosten übernahm der Freistaat nicht.194 Auch die 

Aufwendungen für die Synode, die bei den Kirchen im ehemaligen Sachsen übernommen 

wurden, bewilligte man nicht. Der preußische Staat hatte diese Kosten nie übernommen, 

anderenfalls wären sie den Kosten des Kirchenregiments zuzuordnen, die vom Preußischen 

Kirchenvertrag als eine gesamte Leistung erfasst gewesen sind.195 

                                                
186 § 2 des Gesetzes vom 30. April 1928 und § 1 des Gesetzes vom 3. Juli 1931. 
187 Raum 2001, S. 70. 
188 vgl. Raum 2001, S. 70, 73 und Anlage 5, S. XXIV. 
189 In der Kirche der schlesischen Oberlausitz entsprach der Ruhegeldbezug etwa 70 % des letzten Pfarrgehalts, vgl. Raum 
2001, S. 70 f. 
190 vgl. Raum 2001, S. 70 f. 
191 vgl. Raum 2001, S. 71 und 5, S. XXIV. 
192 vgl. Anlage 5, S. XXV. 
193 vgl. Raum 2001, S. 70 f. 
194 vgl. Raum 2001, S. 65 f. 
195 vgl. Raum 2001, S. 71. 
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4.3.2 Bistum Görlitz und Bistum Magdeburg 

Das Bistum Görlitz erstreckt sich neben einem kleinen Teil in Sachsen hauptsächlich auf 

Brandenburg. Auch die Diözese Magdeburg hat nur einige wenige Pfarreien in Sachsen, ihr 

Einflussgebiet liegt vor allem in Sachsen-Anhalt und Brandenburg.196 

Die Berechnungsgrundlagen gestalteten sich analog zu denen der evangelischen Kirchen. 

Das heißt, dass für die Berechnung des Aufwands für das Domkapitel (Bischof) und das 

Ordinariat (Bedienstete und Sachkosten der Ordinariatsverwaltung) der im Preußischen 

Konkordat angesetzte Betrag auf einen in Preußen lebenden Katholiken umgerechnet und 

dann mit der Anzahl der 1950 im Bistum lebenden Kirchenmitglieder multipliziert wurde. Davon 

hat man den Anteil für die im Bistum im heutigen Sachsen lebenden Gemeindeglieder 

errechnet und diesen im Verhältnis zur Besoldungsentwicklung aufgewertet. Das preußische 

Konkordat sah für kirchenregimentliche Zwecke insgesamt 2,8 Millionen RM vor.197 Für 

Domkapitel und Ordinariat wurden beim Bistum Görlitz 83.656 DM und beim Bistum 

Magdeburg 38.285,82 DM errechnet.198 

Auch für diese Bistümer waren als Grundlage für die Pfarrbesoldungszuschüsse die 

preußischen Pfarrbesoldungsgesetze heranzuziehen. Die Erstattungen beliefen sich gemäß 

dem Gutachten des Senats von Berlin ebenfalls auf ein Drittel. Für die Diözese Görlitz wurden 

insgesamt 224.174,11 DM und für die Diözese Magdeburg 109.137,79 DM ermittelt.199  

Der Zuschuss zur Altersversorgung wurde nur dem Bistum Görlitz in Höhe von 34.762,24 DM 

anerkannt, da die Geistlichen in der Diözese Magdeburg die Kosten für ihre Alterssicherung 

schon immer selber getragen haben. Auch hier fand das Gutachten des Senats von Berlin 

Anwendung.200  

Der Gesamtbetrag für kirchenregimentliche Zwecke aus dem Konkordat umfasste für die 

Administratur Görlitz zu seiner Zeit auch Zuschüsse für Theologieseminare und für die 

Erhaltung der Kathedrale und Aufwendungen für den dort abgehaltenen Gottesdienst. Diese 

Posten erkannte das Justizministerium nicht an. Dagegen wurden die Mietkosten der 

Mitglieder des Domkapitels als Sachkosten in die Staatsleistungen miteinbezogen, da diese 

im damaligen Preußen freie Unterkunft erhielten.201  

Streitpunkt bei den Verhandlungen mit dem Freistaat bildete die altrechtliche Bulle „de salute 

animarum“ von 1821. Die Bistümer wollten eine Anerkennung der Leistungen aus diesem Titel 

erreichen. Das Justizministerium lehnte dies ab, da die Bulle bereits in den zwanziger Jahren 

                                                
196 vgl. Grande 2001, S. 151 f. 
197 s. Anlage 24, S. LXXIX. 
198 vgl. Raum 2001, S. 73 und Anlage 6, S. XXIX f. 
199 vgl. Anlage 6, S. XXIX f. 
200 vgl. Raum 2001, S. 74 und Anlage 6, S. XXIX. 
201 vgl. Raum 2001, S. 73 f. 
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an Bedeutung verloren hatte.202 Das Preußische Konkordat und die Gesetze zur 

Pfarrbesoldung und Alterssicherung lösten die Bulle quasi ab. Deshalb wäre es 

unangemessen gewesen, sowohl die Leistungen aus dem Vertrag und den Gesetzen, als auch 

die aus der Bulle zu berücksichtigen.203 

4.4 Die Kirchen des ehemaligen Königreiches Sachsen  

4.4.1 Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsen 

4.4.1.1 Aufwand fürs Landeskirchenamt 

Nach der Vorlage Nr. 22 vom 24. Januar 1931 wurden 1928 11 akademisch vorgebildete 

Beamte, 14 nicht akademisch vorgebildete Beamte und 7 Vertragsangestellte von der 

sächsischen Staatskasse besoldet.204 Diese und vier weitere Stellen für die ehemalige 

Konsistorialbehörde Bautzen wurden bei der Berechnung der Staatsleistungen berücksichtigt. 

Das Sächsische Justizministerium hatte für das Jahr 1919 keine entsprechenden Zahlen 

vorliegen, sodass es von diesen Größen ausgehen musste.205 206 

Die akademisch vorgebildeten Beamten hatten in der Zeit des landesherrlichen 

Kirchenregiments Leitungsaufgaben inne, während die kirchlichen Mitarbeiter nach der Wende 

nur untergeordnete Tätigkeiten ausübten. Die oben genannten Stellen mussten den heutigen 

Stellen gleichgesetzt werden, die ihnen inhaltlich entsprechen, damit die dafür maßgeblichen 

Besoldungen angesetzt werden konnten. Hilfreich war dabei die Besoldungsordnung vom 21. 

Mai 1920, die erkennen lässt, dass „der Präsident des Landeskirchenamts einem 

Ministerialdirektor und die Oberkirchenräte207 den Präsidenten kleinerer Landgerichte bzw. 

Ministerialräten gleichgestellt“208 sind. Das Justizministerium bewertete die Stellen 

„entsprechend dem Berechnungsmodell der Personenkostendurchschnittstabelle (…) mit 

einem bestimmten Geldwert nach dem Besoldungsniveau West“209 neu.210 

Der Aufwand für die gesamten Personalkosten betrug für das Landeskirchenamt 2.823.101 

DM (Westbesoldung). Davon wurden weitere 15 % für Sachkosten angesetzt.211 Es ergeben 

sich dafür (2.823.101 DM * 15 % =) 423.465,15 DM. Da im Osten die Pensionen niedriger 

                                                
202 1928 betrugen die Leistungen aus der Bulle 4,5 % dessen, was Preußen aus den Besoldungsgesetzen gezahlt hat, vgl. 
Raum 2001, S. 73. 
203 vgl. Raum 2001, S. 73 f. 
204 s. Anlage 27, S. LXXXVIII. 
205 Die heutige Stellenzahl ist natürlich wesentlich höher; da die Staatsleistungen aber nicht nach dem heutigen Bedarf, sondern 
in der Höhe ihres historischen Umfangs geleistet werden müssen, mussten die damaligen Stellenzahlen der Berechnung 

zugrunde gelegt werden, vgl. dazu Anlage 5, S. XXII. 
206 vgl. Raum 2001, S. 60 f. 
207 Leiten heute die Bezirkskirchenämter. 
208 Raum 2001, S. 60. 
209 Raum 2001, S. 60. 
210 vgl. Raum 2001, S. 60. 
211 Das Urteil des Staatsgerichtshofes vom 20. Dezember 1932 bezieht sich bei dem Sachkostenanteil von 15 % der 
Personalkosten zwar nur auf die Kircheninspektionen (mittlerweile Bezirkskirchenämter), da beide Ämter aber vergleichbar sind 
und anderweitige Kriterien für die Berechnung fehlten, ging das Justizministerium von diesem Wert aus, vgl. Raum 2001, S. 61.  
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waren, wurden die Personalkosten auf Ostniveau heruntergerechnet. Für die akademisch 

vorgebildeten Beamten betrugen diese dann nur noch 934.061 DM (66,77 % der 

Westbesoldung) und für die nicht akademisch vorgebildeten Beamten und die 

Vertragsangestellten 961.890,09 DM (67,54 % der Westbesoldung).212  

Weiterhin wurden die kirchlichen Ansprüche auf die Gewährung der Ruhegehälter für oben 

genannte Stellen anerkannt. Hier setzte man 25 % des gesamten Aufwandes für 

Personalkosten (Ostniveau) an.213 Für die akademisch vorgebildeten Beamten ergaben sich 

(934.061 DM * 25 % =) 233.515,28 DM, für die nicht akademisch vorgebildeten Beamten und 

die Vertragsangestellten (961.890,09 DM * 25 % =) 240.472,52 DM.214  

4.4.1.2 Aufwand für die Bezirkskirchenämter 

Auch für die Bezirkskirchenämter wurden Personal- und Sachkosten und der Aufwand für die 

Ruhegehälter anerkannt. Die Vorgänger der Bezirkskirchenämter hießen Kircheninspektionen, 

deren Verwaltung und Führung von weltlichen Koinspektoren wahrgenommen wurde. Diese 

sind ebenfalls staatlich besoldete Beamte gewesen. Der Schiedsspruch des Reichsgerichts 

vom 17. Februar 1926 qualifiziert die Abschaffung der Koinspektoren als ablösungspflichtige 

Staatsleistung.215 In seinem Urteil vom 20. Dezember 1932 hat der Staatsgerichtshof die Höhe 

dieser Leistung nach dem damals maßgebenden Besoldungssystem berechnet. Das 

Justizministerium übertrug die damaligen Stellen auf die heutigen Verhältnisse, sodass sich 

für die Koinspektoren 5 Stellen der Besoldungsstufe A 15 ergaben (da die Oberkirchenräte 

kirchliche Mittelbehörden leiten, empfand man diese Einstufung als angemessen), weiterhin 

12 Stellen im gehobenen Dienst und 10 Stellen im mittleren Dienst.216 

Nach dem Besoldungsniveau West ergeben sich 1.847.304,50 DM an Personalkosten. 

Gemäß dem Urteil des Staatsgerichtshofes vom 20. Dezember 1932 waren davon 15 % 

zusätzlich als Sachkosten anzusetzen. 1.847.304,50 DM multipliziert mit 15 % sind 277.095,67 

DM. Die Personalkosten betragen auf dem Besoldungsniveau Ost aufgeschlüsselt auf die 

Akademiker 380.502,26 DM und auf die sonstigen Beamten 862.779,19 DM. Das Urteil des 

Staatsgerichtshofes sieht außerdem für Ruhegehälter 25 % der Personalkosten (Niveau Ost) 

vor. 25 % von insgesamt 1.243.281,45 DM (= 380.502,26 DM + 862.779,19 DM) sind 

310.820,35 DM.217 

                                                
212 vgl. Raum 2001, S. 61. 
213 Hier wurde wieder vom Urteil des Staatsgerichtshofes vom 20. Dezember 1932 ausgegangen, das sich nur auf die 

Kircheninspektionen bezog, vgl. Raum 2001, S. 62. 
214 vgl. Raum 2001, S. 62. 
215 Durch die Koinspektoren wurden den Kirchen zahlreiche Verwaltungsaufgaben abgenommen. Dies stellte einen 

Vermögenswert für die Kirchen dar, der unter den Art. 138 Abs. 1 WRV fiel, vgl. Raum 2001, S. 62. 
216 vgl. Raum 2001, S. 62. 
217 vgl. Raum 2001, S. 63 und Anlage 5, S. XXII. 
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4.4.1.3 Aufwand für die Superintendenturen und die Landessynode 

Neben ihren seelsorgerlichen Aufgaben fungierten die Superintendenten ebenfalls als 

Bestandteile des Kirchenregiments. Aus der Regierungsvorlage Nr. 22 von 1931 ergibt sich, 

dass 1929 der Besoldungsaufwand für die Superintendenten insgesamt 62.940 RM betragen 

hat. Davon wurden 53.760 RM aus der Staatskasse bezahlt. Die Sachkosten (Dienstaufwand) 

betrugen 1929 insgesamt 83.928 RM218, davon entfielen 39.000 RM auf die Staatskasse.219 In 

diesem Verhältnis sah man sich verpflichtet, die neuen Staatsleistungen zu erbringen. Es 

wurde vom tatsächlichen Aufwand ausgegangen, jedoch begrenzte man die Anzahl der 

Superintendenturen auf 31, weil es 1929 nicht mehr gab. „Bezüglich der Personalkosten für 

Hilfskräfte wurden im Vergleichswege insgesamt 4 Stellen in der Entgeltgruppe BAT VII220 

zugebilligt.“221 Das Justizministerium errechnete damit einen Gesamtbetrag für die 

Superintendenturen in Höhe von 2.107.543,50 DM.222 

Die grundsätzliche Kostentragungspflicht für die Landessynode ergab sich aus § 45 der 

Kirchenvorstands- und Synodalordnung in der Fassung vom 18. Oktober 1913223, aus dem 

Publikationsgesetz vom 30. März 1868224 und aus dem Gesetz vom 10. Juli 1912225. Als zu 

gewährende Leistung wurden die tatsächlichen Aufwendungen von 145.431 DM angesetzt.226 

4.4.1.4 Zuschüsse zum Besoldungsaufwand, zu den Versorgungsleistungen für Pfarrer 

und deren Hinterbliebene und sonstige Leistungen 

Der Anspruch der Kirche auf Zuschüsse zum Besoldungsaufwand wurde in dem Urteil des 

Staatsgerichtshofes vom 20. Dezember 1932 i. V. m. dem Schiedsspruch des Reichsgerichts 

vom 17. Februar 1926 bestätigt. Das Justizministerium berücksichtigte dafür die 1993 

berufstätigen Pfarrer und setzte insoweit 8.232.628,12 DM an.227 

Die sächsischen Gesetze vom 1. Dezember 1837, 8. April 1872228, 3. Mai 1892229, 21. Juni 

1912230 und 25. Juli 1923231 erkannten einen direkten Anspruch der Pfarrer bzw. seiner 

Angehörigen gegen den Staat auf Zahlung von Pensionen im Ruhestand an. Da mittlerweile 

alle Pfarrer gesetzlich rentenversichert sind, sollte dieses System nicht wiedereingeführt 

werden. Stattdessen wurde ein Anspruch auf Staatsleistungen ermittelt. Ausgehend vom 

                                                
218 In der Regierungsbegründung zum Evangelischen Kirchenvertrag ist von 83.223 RM die Rede (s. Anlage 5, S. XXII).  
219 siehe Anlage 27, S. LXXXIX. 
220 Bundes-Angestelltentarifvertrag, galt bis 30.09.2005, darin gab es Entgeltgruppen von X bis I, vgl. Anlage 37, S. C. 
221 Anlage 5, S. XXII. 
222 vgl. Anlage 5, S. XXII. 
223 s. Anlage 18, S. LXXI. 
224 „Gesetz, die Publication der Kirchenvorstands- und Synodalordnung, sowie die Vertretung der evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinden betreffend“, GVBl. S. 201. 
225 „Gesetz, das Kirchengesetz zu weiterer Abänderung der Kirchenvorstands- und Synodalordnung betreffend“, GVBl. S. 403. 
226 vgl. Anlage 5, S. XXII. 
227 vgl. Anlage 5, S. XXII. 
228 s. Anlage 11, S. XLI. 
229 s. Anlage 15, S. LIV. 
230 s. Anlage 17, S. LXV. 
231 s. Anlage 20, S. LXXIII. 
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finanziellen Ansatz im Sächsischen Haushaltsplan von 1922 verglich man die jeweiligen 

Besoldungen und rechnete sie auf das heutige Niveau hoch. Es ergab sich ein Betrag in Höhe 

von 7.565.147,80 DM.232 

Der Staatsgerichtshof verurteilte in seiner Entscheidung vom 20. Dezember 1932 den 

ehemaligen Freistaat außerdem zu bestimmten Zahlungen. Dazu gehören die Entschädigung 

für weggefallene Stolgebühren233 (310.000 RM), die Ablösungsrente für den geistlichen 

Getreidezehnten (1.000 RM), einen Betrag für den Gottesdienst in der ehemaligen 

evangelischen Hofkirche (12.000 RM) und 3.000 RM für die Augusteische Priester-, Witwen- 

und Waisenstiftung. Jährlich ergab dies einen Gesamtbetrag in Höhe von 326.000 RM. Das 

Justizministerium wertete die 326.000 RM nach dem allgemeinen Lebenshaltungskostenindex 

um 425,83 % auf, sodass insgesamt 1.388.205,80 DM als Staatsleistung zu erbringen sind.234 

4.4.2 Bistum Dresden-Meißen 

Das Bistum Dresden-Meißen liegt zum größten Teil in Sachsen, ein kleiner Bereich erstreckt 

sich zudem auf Thüringen.235 Im Verhältnis zum Bistum Görlitz wurden dem Bistum Dresden-

Meißen nur geringe finanzielle Ansprüche zugesprochen.236 Der Grund dafür liegt darin, dass 

die katholische Kirche in Sachsen eine Minderheitenkirche war und größtenteils von 

Sachzuwendungen des katholischen Herrscherhauses lebte. Diese betrafen hauptsächlich 

Gebäude, die die katholische Kirche nutzen konnte (z. B. das sogenannte „Geistliche Haus“) 

und für die nun der Freistaat im Rahmen seiner Baulastpflicht aufkommt.237 Das Bistum 

Dresden-Meißen hat heute „die Nutzungsrechte für die Hofkirche in Dresden und die drei 

Schloßkapellen in Pillnitz, Moritzburg und Hubertusburg“238.  

4.4.2.1 Aufwand für den Bischof und die Ordinariatsverwaltung 

Bereits das frühere Königreich Sachsen und der ehemalige Freistaat Sachsen gewährten 

aufgrund von Gewohnheitsrecht dem Bischof und seiner Verwaltung Gehalts- und 

Sachleistungen. Das Justizministerium erkannte diese Leistungen dem Grunde nach als 

Staatsleistung an. Die Höhe ergab sich aus dem Sächsischen Haushaltsplan von 1928, der 

eine genaue Aufschlüsselung der Leistungen bereithielt. Das Urteil des Staatsgerichtshofes 

vom 20. Dezember 1932 stellte wie bei der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche die 

Berechnungsgrundlage dar. So wurden die Sachkosten aus 15 % und die 

Ruhegehaltsaufwendungen aus 25 % der Personalkostenzuschüsse von 1928 errechnet. 

                                                
232 vgl. Anlage 5, S. XXII f. 
233 Stolgebühren waren Gebühren, die die Pfarrer für bestimmte kirchliche Handlungen (beispielsweise Taufe, Beerdigung, 
Hochzeit) verlangt haben. In Deutschland gibt es diese Verfahrensweise nur noch in vereinzelten katholischen Bistümern. Vgl. 

Anlage 38, S. CI.  
234 vgl. Anlage 5, S. XXIII. 
235 vgl. Grande 2001, S. 151 f. 
236 vgl. Grande 2001, S. 158. 
237 vgl. Raum 2001, S. 74 und das Schlußprotokoll zu Art. 17 Abs. 1 SachsenKKV (s. Anlage 6, S. XIV f.). 
238 Grande 2001, S. 158. 
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Auch hier bewertete das Justizministerium die Besoldungsstufen neu. Insgesamt ergab sich 

somit ein Gesamtbetrag von 417.792,50 DM auf der Grundlage von 67 % der 

Westbesoldung.239 

4.4.2.2 „Staatsleistungen zugunsten einzelner Pfarreien und kirchlicher Institute“240 und 

stiftungsmäßige Leistungen 

Hierunter fielen folgende Leistungen: Die Stolgebühren, die mit Gesetz vom 22. Mai 1876 

übernommen worden sind241, nach Gewohnheitsrecht gezahlte Besoldungszuschüsse für 

katholische Geistliche und die Pfarrer in Schirgiswalde und Neuleutersdorf und pauschale 

Tagegelder für Krankenbesuche. Für die Stolgebühren hatte der Staatsgerichtshof bezüglich 

der evangelischen Landeskirche in seinem Urteil vom 20. Dezember 1932 einen bestimmten 

Betrag festgesetzt. Das Justizministerium bediente sich dieser Berechnungsweise für die eben 

aufgeführten Leistungen und ermittelte so einen Gesamtbetrag in Höhe von 156.468,66 DM 

(67 % Westniveau).242 

Bis 1945 zahlte Sachsen „Leistungen aufgrund von Stiftungen an das Bistum“243. Da der Staat 

damit eine Pflicht zur Zahlung von Zinsen übernommen hat, fielen die Stiftungsleistungen unter 

die Garantie des Art. 138 Abs. 1 WRV. Das Justizministerium wertete diese nicht auf, da die 

Zahlungen auf einem festen Kapitalstock basierten. Bei der Festlegung der Höhe ging man 

von dem Ansatz im Sächsischen Staatshaushalt von 1945 aus und ermittelte schließlich 

10.322,47 DM an Stiftungsleistungen.244  

4.4.2.4 Geistliches Haus und Kanzleihaus 

Das Geistliche Haus war ein Gebäude in der Schlossstraße in Dresden, das 1945 durch 

Bomben zerstört worden ist.245 In Frage kamen entweder eine Neuerrichtung oder eine 

Ablösung. Beides wäre sehr teuer gewesen, die Ablösung beispielsweise hätte den Freistaat 

über 60 Mio. DM gekostet. Politisch hätte man eine derartige Zahlung nicht vermitteln 

können.246 Stattdessen einigten sich die katholische Kirche und der Freistaat auf das 

sogenannte Kanzleihaus. Dieses Gebäude liegt auch in Dresden, ganz in der Nähe der 

Katholischen Hofkirche. Es bestand zu diesem Zeitpunkt lediglich aus einigen Kellergewölben 

und einer Außenmauer. Der Freistaat übereignete dem Bistum Dresden-Meißen das 

Grundstück. Damit galt er alle Ansprüche ab, die das Bistum aus dem Geistlichen Haus hatte. 

Das Bistum musste sich verpflichten, das Kanzleihaus wiederaufzubauen und bekam dafür 

                                                
239 vgl. Anlage 6, S. XXVIII. 
240 Anlage 6, S. XXVIII. 
241 s. Anlage 14, S. LII. 
242 vgl. Anlage 6, S. XXVIII. 
243 Anlage 6, S. XXVIII. 
244 vgl. Anlage 6, S. XXVIII. 
245 vgl. Grande 2001, S. 157. 
246 vgl. Raum 2001, S. 83. 
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vom Freistaat einen Zuschuss von 19 Mio. DM.247 Der Zuschuss wurde als Entschädigung 

wegen der geringeren Grundstücksfläche (Geistliches Haus hatte ca. 800 qm mehr), zur 

Vermeidung von künftigem Bauunterhalt und für die bislang entgangene Nutzungsmöglichkeit 

gezahlt. Diese Kompromisse sind aus der „Rahmenvereinbarung über mögliche Ansprüche in 

Bezug auf das Geistliche Haus“, die am 14. September 1994 geschlossen wurde, 

ersichtlich.248 

4.5 Gesamtrechnung 

Die folgenden Zahlen beziehen sich auf das Basisjahr 1992.249 Für die Berechnung bezüglich 

des Jahres 1993 ist die allgemeine Erhöhung der Beamtenbesoldung und der Anstieg des 

Besoldungsniveaus Ost auf durchschnittlich 77 % (von der Westbesoldung) zu berücksichtigen 

gewesen.250 

4.5.1 Evangelische Kirchen 

Insgesamt ergeben sich für die Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz auf der 

Grundlage von 67 % der Westbesoldung 1.612.577,20 DM (237.964,13 DM Personalkosten + 

138.121,29 DM Sachkosten + 1.017.937,90 DM Zuschüsse zur Pfarrbesoldung + 470.074,43 

DM Zuschuss zur Altersversorgung = 1.864.097,75 DM. Der auf die sächsische Bevölkerung 

entfallende Teil: 1.864.097,75 DM * 8.495 / 9.820 = 1.612.577,20 DM). Davon ist der 

Sachkostenanteil 119.484,70 DM hoch. Das Gesamtergebnis beträgt aufgewertet auf 100 % 

2.347.980,90 DM. 251  

Für die Kirche der Kirchenprovinz Sachsen wurden insgesamt 840.554,06 DM auf der 

Grundlage von 67 % des Besoldungsniveaus West errechnet. Auf 100 % der Personalkosten 

aufgewertet, entspricht dies 1.219.064,20 DM.252 

Für das Landeskirchenamt ergeben sich insgesamt (423.465,15 DM Sachkosten + 934.061 

DM Personalkosten Akademiker + 961.890,09 DM Personalkosten Sonstige + 233.515,28 DM 

Ruhegehälter Akademiker + 240.472,52 DM Ruhegehälter Sonstige =) 2.793.404,04 DM.253 

Der Gesamtbetrag für die Bezirkskirchenämter beträgt 1.831.197,40 DM (= 380.502,26 DM 

Personalkosten Akademiker + 862.779,19 DM Personalkosten Sonstige + 277.095,67 DM 

Sachkosten + 310.820,35 DM Ruhegehälter).254 

                                                
247 vgl. Raum 2001, S. 84. 
248 s. Anlage 7, S. XXXII. 
249 vgl. Anlage 5, S. XXI und Anlage 6, S. XXVII. 
250 vgl. Anlage 5, S. XXV und Anlage 6, S. XXX. 
251 vgl. Raum 2001, S. 71 und Anlage 5, S. XXIV. 
252 vgl. Anlage 5, S. XXV. 
253 vgl. Raum 2001, S. 61 f. 
254 vgl. Raum 2001, S. 62. 
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Der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche standen auf der Grundlage von 67 % 

Westbesoldung insgesamt 24.063.556 DM zu (= 2.793.404,04 DM Landeskirchenamt + 

1.831.197,40 DM Bezirkskirchenämter + 2.107.543,50 DM Superintendenturen + 145.431 DM 

Landessynode + 8.232.628,12 DM Zuschuss Besoldungsaufwand + 7.565.147,80 DM 

Versorgungsleistungen + 1.388.205,80 DM Sonstige Leistungen). Bei 100 % Westbesoldung 

sind 34.600.834 DM anzusetzen.255 

Für die evangelischen Kirchen wurden insgesamt auf der Grundlage von 67 % Westbesoldung 

26.516.687 DM errechnet (= 24.063.556 DM Evangelisch-Lutherische Landeskirche + 

840.554,06 DM Kirchenprovinz + 1.612.577,20 DM Kirche der schlesischen Oberlausitz). Auf 

100 % aufgewertet entspräche dies 38.167.879 DM.256 

4.5.2 Katholische Diözesen 

Die Gesamtsumme für die Diözese Görlitz waren auf 67 % der Westbesoldung bezogen 

342.592,82 DM und für das Bistum Magdeburg 147.423,61 DM. Aufgewertet auf 100 % 

entsprach dies 498.982,43 DM bzw. 216.558,93 DM.257 

Für das Bistum Dresden-Meißen ergaben sich auf der Grundlage von 67 % der 

Westbesoldung 584.583,63 DM (= 417.792,50 DM Bischof/Ordinariatsverwaltung + 

156.468,66 DM Sonstiges + 10.322,47 DM Stiftungsmäßige Leistungen). Aufgewertet auf 100 

% beliefen sich die Leistungen auf 756.268 DM.258 

Für die katholischen Bistümer im Freistaat wurde insgesamt ein Betrag in Höhe von 1.074.599 

DM in Bezug auf 67 % des Besoldungsniveaus West errechnet (= 584.583,63 DM Bistum 

Dresden-Meißen + 342.592,82 DM Bistum Görlitz + 147.423,61 DM Bistum Magdeburg). Auf 

100 % Besoldungsniveau West bezogen, betrug die Summe 1.471.809 DM.259 

4.6 Reduzierung der Staatsleistungen 

Angesichts des enormen Mitgliederschwundes der Kirchen argumentierte der Freistaat, dass 

mittlerweile weniger Personal (Pfarrer und Verwaltungsmitarbeiter) gebraucht würde als in den 

zwanziger Jahren und deshalb ein Abschlag an den Staatsleistungen vorzunehmen sei. Eine 

Reduzierung wäre nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts dann 

möglich, wenn sich die maßgeblichen Umstände, die den Staatsleistungen zugrunde liegen, 

völlig geändert haben. Dazu zählt „auch eine wesentliche Veränderung der konfessionellen 

Verhältnisse“260.261 Die Leistungen dürften aber nicht so weit gekürzt werden, dass „ihr 

                                                
255 vgl. Anlage 5, S. XXIII. 
256 vgl. Anlage 5, S. XXV. 
257 vgl. Anlage 6, S. XXX. 
258 vgl. Anlage 6, S. XXIX. 
259 vgl. Anlage 6, S. XXX. 
260 Raum 2001, S. 56. 
261 vgl. Raum 2001, S. 56. 
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ursprünglicher Zweck, weiten Bevölkerungskreisen eine ausreichende seelsorgerische 

Betreuung zu gewährleisten, nicht mehr erreicht werden kann.“262  

Das Sächsische Justizministerium hat sich, abgesehen von der Kirche der Evangelischen 

Kirchenprovinz Sachsen, gegen einen Abzug aufgrund der oben genannten Überlegungen 

entschieden. Zwei Erwägungen spielten dabei eine Rolle. Erstens ist die Begünstigte der 

Leistungen immer noch die Kirche als öffentlich-rechtliche Körperschaft und nicht deren 

Mitglieder. Des Weiteren ist der Funktions- und Aufgabenbereich der Kirche nicht in dem 

gleichen Verhältnis zurückgegangen wie der Austritt ihrer Mitglieder. Aufgaben wie Seelsorge, 

Diakonie und Verwaltung sind trotz allem umfangreich geblieben. Die Anzahl der Pfarrer wurde 

bereits von den Kirchen selbst reduziert.263  

Zweitens hängt der im Vergleich zu den westlichen Bundesländern drastische Rückgang der 

Kirchenmitgliederzahlen stark mit der jahrzehntelangen repressiven Kirchenpolitik des SED-

Regimes zusammen. Hier spielt der Gedanke der Wiedergutmachung eine große Rolle. 

Zudem wollte Sachsen nicht „von den Früchten kirchenfeindlicher DDR-Politik profitieren“264. 

Die Gewährleistung von Staatsleistungen in der Sächsischen Verfassung fungierte außerdem 

als eine „Wiedereinsetzung in die zeitliche Epoche nach dem Inkrafttreten der Weimarer 

Reichsverfassung“265.266 

Ein Abzug käme allerdings in Frage, wenn sich nach Vertragsschluss die Bezugsgrößen, die 

der Berechnung zugrunde liegen, z. B. die aktuelle seelsorgerische Versorgung oder der 

landeskirchliche Aufwand, anlässlich von Sparmaßnahmen ändern würden. Dann müssten die 

Staatsleistungen gegebenenfalls gekürzt werden.267 

Aus anderen Erwägungen nahm der Freistaat dennoch einen Abschlag vor. Er begründete 

dies mit seiner wirtschaftlich schlechten Situation und finanziellen Abhängigkeit von den 

westlichen Bundesländern, in denen weniger Staatsleistungen pro Kirchenmitglied gezahlt 

wurden.268 Das Kabinett beauftrage das Justizministerium, in den Verhandlungen die 

errechneten Staatsleistungen um 20 bis 25 % abzusenken. Als Grund führte man trotz bereits 

beschriebener Abwägungen wieder den Mitgliederschwund der Kirchen an. Beide Seiten 

einigten sich schließlich auf eine Reduzierung um 17,2 %, sowohl für die Ansprüche der 

evangelischen als auch der katholischen Kirchen. Für die evangelischen Kirchen wurde ein 

jährlicher Abgeltungsbetrag von 25 Mio. DM und für die katholischen Diözesen von 1 Mio. DM 

ausgehandelt.269 Eine Ausnahme bildete das Bistum Magdeburg. Dort wurden keine 

                                                
262 Raum 2001, S. 57. 
263 vgl. Raum 2001, S. 57 
264 Bergmann 2001, S. 147. 
265 Raum 2001, S. 58. 
266 vgl. Raum 2001, S. 57 f. 
267 vgl. Anke 2000, S. 310. 
268 Da die Grundlagen für die Staatsleistungen in jedem Bundesland anders sind, hätte dieser Vergleich nicht angestellt werden 
dürfen. 
269 vgl. Raum 2001, S. 82. 
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Abschläge vorgenommen, da es bisher „auf die Zahlung von Zuschüssen zur Altersversorgung 

verzichtet hatte.“270 

4.7 Werterhaltungsklausel und Zahlungsmodalitäten 

Da die Staatsleistungen überwiegend aus Personalkosten bestehen (ca. 93 % bei den 

evangelischen Kirchen), wird in den Verträgen die Anpassung an die wirtschaftliche 

Entwicklung garantiert. Mit einer Änderung der Besoldung der staatlichen Beamten ändert sich 

auch der vereinbarte Abgeltungsbetrag in entsprechender Höhe.271 Zugrunde liegt „das 

Eingangsamt für den höheren nichttechnischen allgemeinen Verwaltungsdienst, 

Besoldungsgruppe A 13 der Bundesbesoldungsordnung, siebente Dienstaltersstufe, 

verheiratet, zwei Kinder.“272 „Maßgebend ist die Besoldungsordnung für Beamte aus dem 

Beitrittsgebiet.“273 Damit finden „sowohl allgemeine Besoldungserhöhungen als auch 

Anhebungen der Ost-Besoldung“274 Anwendung. „Berücksichtigungsfähig sind 

Besoldungsänderungen, die ab dem 1. Januar 1994 wirksam werden.“275 

Alle auf einzelnen Rechtstiteln beruhenden Ansprüche der jeweiligen Landeskirchen bzw. 

Bistümer wurden zu einem Gesamtbetrag für die evangelische bzw. katholische Kirche 

zusammengefasst.276 Die Verteilung des Abgeltungsbetrages müssen die Kirchen und 

Bistümer unter sich regeln. Der jährliche Gesamtbetrag wird in monatlich gleichen Raten auf 

ein Konto der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens bzw. auf ein Konto des 

Bistums Dresden-Meißen gezahlt. Voraussetzung dafür ist, dass dem zuständigen 

Staatsministerium (Staatsregierung)277 schriftlich mitgeteilt wird, wie der Betrag intern verteilt 

wird. Sollte die Mitteilung fehlen oder eine Einigung nicht erfolgt sein, wird der Betrag nach 

den Vorschriften der Hinterlegungsordnung vom 10. März 1937278 hinterlegt.279 

Für das Jahr 1990 wurden an die Kirchen und Bistümer keine Zahlungen erbracht. Bei der 

katholischen Kirche verblieb man bei den geleisteten Abschlagszahlungen für die Jahre 1991 

und 1992. Im evangelischen Kirchenvertrag ist ebenfalls geregelt, dass für diese zwei Jahre 

zu viel gezahlte Staatsleistungen nicht zurückgefordert werden. Sollte allerdings zu wenig 

gezahlt worden sein, ist geregelt, dass „unter Berücksichtigung der bereits gewährten 

                                                
270 Raum 2001, S. 83. 
271 vgl. Anlage 5, S. XXV f. und Anlage 6, S. XXXI. 
272 Art. 14 Abs. 3 S. 2 evKVSachsen (s. Anlage 1, S. IX) und lit. e S. 2 des Schlußprotokolls zu Art. 20 SachsenKKV (s. Anlage 
2, S. XVII). 
273 S. 1 des Schlußprotokolls zu Art. 14 Abs. 3 evKVSachsen (s. Anlage 1, S. IX) und lit. e S. 1 des Schlußprotokolls zu Art. 20 
SachsenKKV (s. Anlage 2, S. XVII). 
274 Anlage 5, S. XXVI und Anlage 6, S. XXXI. 
275 S. 2 des Schlußprotokolls zu Art. 14 Abs. 3 evKVSachsen (s. Anlage 1, S. IX) und Art. 20 S. 2 SachsenKKV (s. Anlage 2, S. 
XIV). 
276 vgl. Anke 2016, S. 142. 
277 vgl. Anke 2016, S. 144. 
278 Die Hinterlegungsordnung ist mit Wirkung zum 1. Dezember 2010 außer Kraft gesetzt worden, seitdem gilt das 

Hinterlegungsgesetz, vgl. Anlage 48, S. CXV. 
279 vgl. Art. 14 Abs. 1 und 4 evKVSachsen und Schlußprotokoll zu Art. 14 Abs. 4 evKVSachsen (s. Anlage 1, S. IX) und lit. c des 
Schlußprotokolls zu Art. 20 SachsenKKV (s. Anlage 2, S. XVI f.). 
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Leistungen eine Nachzahlung, deren Höhe sich nach denselben Grundsätzen bemißt, die für 

die Feststellung des Gesamtbetrages maßgebend waren“ 280 erfolgt. Beispielsweise wurden 

1991/92 an die Evangelische Kirche der niederschlesischen Oberlausitz und an die 

Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen zu hohe Abschlagszuweisungen geleistet, 

die nicht zurückgezahlt werden mussten.281 

„Die Mittel stehen zur freien Verfügung der Kirchen [bzw. Bistümer]. Eine Prüfung der 

Verwendung (…) durch staatliche Stellen findet nicht statt.“282  

                                                
280 S. 3 – 5 des Schlußprotokolls zu Art. 14 Abs. 2 evKVSachsen (s. Anlage 1, S. IX) und lit. d des Schlußprotokolls zu Art. 20 
SachsenKKV (s. Anlage 2, S. XVII). 
281 vgl. Bergmann 2001, S. 147. 
282 S. 1, 2 des Schlußprotokolls zu Art. 14 Abs. 2 evKVSachsen (s. Anlage 1, S. IX) und lit. b S. 1, 3 des Schlußprotokolls zu Art. 
20 SachsenKKV (s. Anlage 2, S. XVI). 
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5 Fazit 

Zum Schluss möchte ich wieder auf meine einleitenden Worte zurückkommen: Erscheint die 

Kritik an den Staatsleistungen gerechtfertigt oder nicht? Ich denke, dass man dies auf 

verschiedene Weise betrachten kann. 

Die Gesamtausgaben des Freistaates betrugen im Jahr 2017 18.600.000.000 Euro283, die 

gesamten Staatsleistungen 26.217.300 Euro, dies ergibt einen Anteil von 0,14 %. Das ist im 

Verhältnis gesehen nicht wirklich viel Geld. Natürlich könnte man diesen Betrag auch für 

andere Zwecke verwenden, zum Beispiel im Bereich der Sozialpolitik. Aber die Kirchen leisten 

ebenfalls einen großen sozialen Beitrag, sodass aus meiner Sicht die Politiker, die die 

Staatsleistungen kritisieren, lieber an anderen Stellen diskutieren sollten, ob das Geld dort 

unbedingt notwendig ist.  

Für die Kirchen dagegen sind die Staatsleistungen eine wichtige Einnahme. Im Jahr 2016 

bedeuteten sie für die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens immerhin 10 % ihrer 

Gesamteinnahmen284. 10 % stellen zwar einen bedeutenden Anteil dar, die Kirche könnte 

gegebenenfalls aber darauf verzichten285. Allerdings sind die Leistungen eine 

Wiedergutmachung dafür, dass den Kirchen ihre Ansprüche seit der Weimarer Republik 

unzureichend anerkannt worden sind. 1922/23 stand die Sächsische Landeskirche vor dem 

finanziellen Ruin, zu dieser Zeit hätte sie die Dotationen deshalb dringend benötigt. Nach der 

Wende wollte Sachsen nicht undankbar gegenüber den Kirchen sein, die 1989 einen 

unübersehbaren Beitrag zur Friedlichen Revolution geleistet hatten.  

Pro sächsischem Einwohner ergaben sich für 2017 6,42 € an Staatsleistungen286. Meiner 

Meinung nach ist das eine zumutbare Summe, auch für Steuerzahler, die nicht Mitglied in einer 

Kirche sind. Desweiteren ist allgemeinhin auch wenig bekannt, dass den Kirchen höhere 

Leistungen zustünden. Nicht nur in den neunziger Jahren wurde in den Verhandlungen ein 

politischer Kompromiss über eine Absenkung der Ansprüche um 17,2 % gefunden, auch im 

Urteil des Staatsgerichtshofs von 1932 fand bereits eine Kürzung statt, um den Staat zu 

entlasten.  

Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass die Kirchenmitgliederzahlen zurückgehen, 2017 machten sie 

nur noch 23,1 % der sächsischen Bevölkerung aus.287 Der Staat schien dem wenig Bedeutung 

zuzumessen, da das Sächsische Justizministerium bei der Berechnung von den viel höheren 

Kirchenmitgliederzahlen von 1950 ausging und nicht von den stark zurückgegangenen 

Mitgliederzahlen nach der Wende. Dieses Entgegenkommen signalisiert auch, dass der 

                                                
283 vgl. Anlage 44, S. CVII. 
284 vgl. Anke 2016, S. 123. 
285 vgl. Bergmann 2001, S. 148. 
286 vgl. Anlage 43, S. CVI. 
287 vgl. Anlage 43, S. CVI. 
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Freistaat die Kirchen nicht nur als Religionsgemeinschaften ansieht, sondern zusätzlich ihre 

gesellschaftlichen Funktionen anerkennt und für fördernswert erachtet. 

Tatsache ist natürlich, dass sich beide Seiten in Zukunft darüber einig werden sollten, wie 

lange die Zahlungen noch zu erfolgen haben. Die Weimarer Reichsverfassung spricht von 

„Ablösung“ und diese kann nicht über viele Jahrzehnte andauern. Im Grundgesetz ist die 

Trennung von Staat und Kirche verankert. Die Staatsleistungsgarantie ist aus meiner Sicht 

eine Übergangslösung, die den Kirchen helfen soll, der staatlichen Abhängigkeit zu 

entkommen und selbstständig zu werden.  

Ich denke, diese Garantie wurde mit dem Gedanken ins Leben gerufen, dass den Kirchen in 

den ersten zwanzig bis dreißig Jahren weiterhin die Zuschüsse gezahlt werden, damit sie 

genug Zeit haben, andere Finanzierungsquellen zu erschließen und eine eigene Verwaltung 

aufzubauen. Aufgrund der geschichtlichen Ereignisse war dies in Sachsen leider nicht so leicht 

zu bewerkstelligen. Natürlich stehen die sächsischen Kirchen und Bistümer mittlerweile auf 

eigenen Beinen und bräuchten die Leistungen nicht unbedingt, um existieren zu können. Aber 

die kirchlichen Ansprüche sind auch nie vollständig abgelöst worden, sodass eine vertragliche 

Vereinbarung notwendig gewesen ist.  
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Anlage 8 § 22 der Verfassung des Königreiches Sachsen vom 4. September 1831295 

§ 22  Der König bezieht jährlich eine mit den Ständen auf die Dauer seiner Regierung 

verabschiedete Summe aus den Staatscassen als Civilliste zu seiner freien Disposition in 

monatlichen Raten im Voraus zahlbar. 

  Diese Summe ist als Aequivalent für die den Staatscassen auf die jedesmalige Dauer 

der Regierungszeit des Königs überwiesenen Nutzungen des Königlichen Domainengutes 

zu betrachten, und kann während der Regierungszeit des Königs weder ohne dessen 
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  Die Civilliste des mit Tode abgegangenen Königs besteht fort, bis die seines Nachfolgers 
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Staatsbudget gewiesen ist. 
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Anlage 19 Auszug aus der Weimarer Reichsverfassung vom 14. August 1919306  

Art 137 

(1) Es besteht keine Staatskirche. 

(2) Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. Der Zusammenschluß von 

Religionsgesellschaften innerhalb des Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen. 

(3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken 

des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen 

Gemeinde. 

(4) Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen 

Rechtes. 

(5) Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie solche bisher waren. 

Anderen Religionsgesellschaften sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre 

Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich mehrere derartige 

öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine 

öffentlich-rechtliche Körperschaft. 

(6) Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund 

der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben. 

(7) Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege 

einer Weltanschauung zur Aufgabe machen. 

(8) Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfordert, liegt diese der 

Landesgesetzgebung ob. 

Art 138 

(1) Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die 

Religionsgesellschaften werden durch die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich 

auf. 

(2) Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, 

Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden 

gewährleistet. 

Artikel 173307 

 

(1) Bis zum Erlaß eines Reichsgesetzes gemäß Artikel 138 bleiben die bisherigen auf Gesetz, Vertrag oder 

besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften bestehen.  

  

                                                
306 Quelle: Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz: Die Verfassung des Deutschen Reichs.  

https://www.gesetze-im-internet.de/wrv/BJNR013830919.html, gef. am 06.02.18. 
307 Quelle: documentArchiv.de: Die Verfassung des Deutschen Reichs. 
http://www.documentarchiv.de/wr/wrv.html#Übergangsbestimmungen, gef. am 06.02.18. 
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311 Gefunden in „Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen“, Band 118, S. 1. 
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Anlage 24 Auszug aus dem Preußischen Konkordat vom 14. Juni 1929312 

Vertrag des Freistaats Preußen mit dem Heiligen Stuhle 

Seine Heiligkeit Papst Pius XI. und das Preußische Staatsministerium, die in dem Wunsche einig sind, 

die Rechtslage der Katholischen Kirche in Preußen den veränderten Verhältnissen anzupassen, 

haben beschlossen, sie in einem förmlichen Vertrag neu und dauernd zu ordnen. 

Zu diesem Zwecke haben Seine Heiligkeit zu Ihrem Bevollmächtigten 

    Seine Eminenz den Herrn Apostolischen Nuntius in Berlin und Erzbischof von Sardes Dr. Eugen 

Pacelli 

und das Preußische Staatsministerium zu seinen Bevollmächtigten 

    den Herrn Preußischen Ministerpräsidenten Dr. Otto Braun, 

    den Herrn Preußischen Staatsminister und Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung D. 

Dr. Carl Heinrich Becker und 

    den Herrn Preußischen Staats- und Finanzminister Dr. Hermann Höpker Aschoff 

ernannt, die nach Austausch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten folgende 

Bestimmungen vereinbart haben: 

Art. 4. (1) Die Dotation der Diözesen und Diözesananstalten wird künftig jährlich zwei Millionen 

achthunderttausend Reichsmark betragen. Im einzelnen wird sie gemäß besonderer Vereinbarung 

verteilt werden. 

(2) Die Dienstwohnungen und die Diözesanzwecken dienenden Gebäude bleiben der Kirche 

überlassen. Die bestehenden Eigentums- und Nutzungsrechte werden auf Verlangen durch 

Eintragung in das Grundbuch gesichert werden. 

(3) Für eine Ablösung der Staatsleistungen gemäß Artikel 138 Abs. 1 der Verfassung des Deutschen 

Reichs bleibt die bisherige Rechtslage der Diözesandotation maßgeblich. 

Schlußprotokoll 

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage geschlossenen Vertrages des Freistaates Preußen mit 

dem Heiligen Stuhle haben die ordnungsmäßig bevollmächtigten Unterzeichneten folgende 

übereinstimmende Erklärungen abgegeben, die einen integrierenden Bestandteil des Konkordats 

selbst bilden. 

Zu Art. 4 Abs. 1 Satz 1. Bei Bemessung der Dotation ist von dem derzeitigen Stande der 

Aufwendungen des Preußischen Staates für vergleichbare persönliche und sächliche Zwecke 

ausgegangen worden. Es besteht Einverständnis darüber, daß in Zukunft hierin etwa eintretende 

Änderungen bei der Dotation entsprechende Berücksichtigung finden sollen. 
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Anlage 29 Auszug aus dem Reichskonkordat vom 20. Juli 1933317 

Artikel 18. Falls die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen 

an die katholische Kirche abgelöst werden sollten, wird vor der Ausarbeitung der für die Ablösung 

aufzustellenden Grundsätze rechtzeitig zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Reich ein 

freundschaftliches Einvernehmen herbeigeführt werden.  

Zu den besonderen Rechtstiteln zählt auch das rechtsbegründete Herkommen. Die Ablösung muß 

den Ablösungsberechtigten einen angemessenen Ausgleich für den Wegfall der bisherigen staatlichen 

Leistungen gewähren.  

  

                                                
317 Quelle: verfassungen.net: Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich. 
http://www.verfassungen.de/de/de33-45/reichskonkordat33.htm#konkordat, gef. am 13.02.18. 
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Anlage 30 Auszug aus der Verfassung der DDR vom 07. Oktober 1949318 

Art. 45. Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden öffentlichen Leistungen an die 

Religionsgemeinschaften werden durch Gesetz abgelöst.  

Das Eigentum sowie andere Rechte der Religionsgemeinschaften und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, 

Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden 

gewährleistet.  
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Art 123 

(1) Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundestages gilt fort, soweit es dem Grundgesetze nicht 

widerspricht. 

(2) Die vom Deutschen Reich abgeschlossenen Staatsverträge, die sich auf Gegenstände beziehen, für die nach 

diesem Grundgesetze die Landesgesetzgebung zuständig ist, bleiben, wenn sie nach allgemeinen 

Rechtsgrundsätzen gültig sind und fortgelten, unter Vorbehalt aller Rechte und Einwendungen der Beteiligten in 

Kraft, bis neue Staatsverträge durch die nach diesem Grundgesetze zuständigen Stellen abgeschlossen werden 

oder ihre Beendigung auf Grund der in ihnen enthaltenen Bestimmungen anderweitig erfolgt. 

Art 140 

Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 sind 

Bestandteil dieses Grundgesetzes. 
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